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(2) Ist der Handlungsgehilfe in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der Prinzipal in 
Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der Verpflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit 
diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Gesundheit, die 
Sittlichkeit und die Religion des Handlungsgehilfen erforderlich sind. 

(...) 

8.2 Hessen 

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (Hess.AGBGB)39 
Vom 18.12.1984 (GVBl. I 1984, 344), zuletzt geändert durch Artikel 28 des Gesetzes vom 

13.12.2012 (GVBl. S. 622) 

Erster Teil   Ausführungsvorschriften zum Allgemeinen Teil 

 Zweiter Abschnitt   Verjährung 

§ 3   Verjährung kirchlicher Gebührenansprüche 

(1) Die Ansprüche der Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts sowie 
ihrer Geistlichen und Bediensteten wegen der Gebühren für Amtshandlungen verjähren nach den 
Vorschriften des Hessischen Verwaltungskostengesetzes. 

(…) 

9. Datenschutz und Meldegesetze 

9.1 Bundesrepublik Deutschland 

9.1.1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
Vom 20.12.1990 (BGBl. I S. 2954), in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.01.2003 

(BGBl. I S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.08.2009 (BGBl I S. 2814) 

Erster Abschnitt   Allgemeine und gemeinsame Bestimmungen 

§ 3   Weitere Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener).  

(…) 

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben. 

                                                           

 

39 Gültig bis: 31.12.2014. 
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Zweiter Abschnitt   Datenverarbeitung der öffentlichen Stellen 

Erster Unterabschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

§ 14   Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung 

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es zur 
Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und 
es für die Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, 
dürfen die Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden 
sind.  

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn  

1.  eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2.  der Betroffene eingewilligt hat, 

3.  offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass er in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung verweigern würde, 

4.  Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren 
Unrichtigkeit bestehen, 

5.  die Daten allgemein zugänglich sind oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, 
es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Zweckänderung 
offensichtlich überwiegt, 

6.  es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist, 

7.  es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum 
Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuchs oder von 
Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung 
von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist, 

8.  es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person 
erforderlich ist oder 

9.  es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche 
Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung 
von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von 
Organisationsuntersuchungen für die verantwortliche Stelle dient. Das gilt auch für die Verarbeitung 
oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht 
überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen entgegenstehen.  

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der 
Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer 
Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.  
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(5) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 
9) für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn  

1.  die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 oder 9 
zulassen würden oder 

2.  dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das öffentliche Interesse 
an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

Bei der Abwägung nach Satz 1 Nr. 2 ist im Rahmen des öffentlichen Interesses das wissenschaftliche 
Interesse an dem Forschungsvorhaben besonders zu berücksichtigen.  

(6) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 
Abs. 9) zu den in § 13 Abs. 2 Nr. 7 genannten Zwecken richtet sich nach den für die in § 13 Abs. 2 Nr. 
7 genannten Personen geltenden Geheimhaltungspflichten.  

§ 15   Datenübermittlung an öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder des Dritten, an den 
die Daten übermittelt werden, liegenden Aufgaben erforderlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 14 zulassen würden. 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die 
Verantwortung. In diesem Falle prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im 
Rahmen der Aufgaben des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, liegt, es sei denn, dass 
besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 10 Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(3) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf diese für den Zweck verarbeiten oder nutzen, 
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke 
ist nur unter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 zulässig. 

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei 
diesen ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. 

(...) 

Dritter Unterabschnitt   Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit  

§ 22   Wahl des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(1) Der Deutsche Bundestag wählt auf Vorschlag der Bundesregierung den Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit mit mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner 
Mitglieder. Der Bundesbeauftragte muss bei seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet haben. Der 
Gewählte ist vom Bundespräsidenten zu ernennen.  
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(2) Der Bundesbeauftragte leistet vor dem Bundesminister des Innern folgenden Eid:  

„Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, 
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir 
Gott helfe.“ 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

9.1.2 Gesetz über den registergestützten Zensus im Jahre 2011 (Zensusgesetz 2011 
– ZensG 2011) 

Vom 08.07.2009 (BGBl I 2009, 1781) 

Abschnitt 2 Erhebung und Zusammenführung der Daten; Haushaltegenerierung 

§ 3 Übermittlung von Daten durch die Meldebehörden und durch oberste Bundesbehörden 

(1) Zur Aktualisierung des Anschriften- und Gebäuderegisters nach § 2 des 
Zensusvorbereitungsgesetzes 2011 vom 8. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2808) sowie zur Vorbereitung 
und Durchführung des Zensus übermitteln die Meldebehörden den statistischen Ämtern der Länder für 
jede gemeldete Person elektronisch die folgenden Daten:  

(…) 

27. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft. 

§ 7 Haushaltebefragung auf Stichprobenbasis 

(…) 

(4) Erhebungsmerkmale sind:  

(…) 

18. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

19. Bekenntnis zu einer Religion, Glaubensrichtung oder Weltanschauung (sunnitischer Islam, 
schiitischer Islam, alevitischer Islam, Buddhismus, Hinduismus und sonstige Religionen, 
Glaubensrichtungen oder Weltanschauungen). 

9.1.3 Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes (Bevölkerungsstatistikgesetz – BevStatG) 

Vom 14.03.1980 (BGBl I 1980, 308), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2008 
(BGBl I 2008, 1290) 

§ 2 

(1) Für die Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung werden bei Eheschließungen, Geburten 
und Sterbefällen mit Zählkarten laufend folgende Tatbestände erfaßt:  

1. Bei Eheschließungen:  

(…) 
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c) rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft und Staatsangehörigkeit; 

2. bei Lebend- und Totgeburten:  

(…) 

c) Erwerbstätigkeit der Mutter, rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft und Staatsangehörigkeit, 

(…) 

3. bei Sterbefällen:  

(…) 

b) Erwerbstätigkeit, rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft und Staatsangehörigkeit, 

(…) 

§ 4 

Für die Wanderungsstatistik werden bei der An- und Abmeldung die Zu- und Fortzüge 
(Wohnungswechsel) sowie Änderungen des Wohnungsstatus mit folgenden Tatbeständen laufend 
erfaßt:  

(…) 

3. rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft und 
Staatsangehörigkeit, 

(…) 

§ 6 

(…) 

(2) Einzelangaben in statistischen Ergebnissen über die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 2 
Buchstabe c, Nr. 3 Buchstabe b und § 4 Nr. 3 erfaßte Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer 
Religionsgemeinschaft dürfen in der Gliederung nach dem Jahr der Eheschließung, der Geburt, des 
Sterbefalls und des Wohnungswechsels von den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 
veröffentlicht werden. 

9.1.4 Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (Stasi-Unterlagen-Gesetz – StUG) 

Vom 18.02.2007 (BGBl I 2007, 162), zuletzt geändert durch Artikel 4 Absatz 40 des Gesetzes 
vom 07.08.2013 ( BGBl. I S. 3154) 

Erster Abschnitt Allgemeine und grundsätzliche Vorschriften 

§ 6 Begriffsbestimmungen 

(…) 



191 

 

(9) Die Verwendung von Unterlagen umfasst die Weitergabe von Unterlagen, die Übermittlung von 
Informationen aus den Unterlagen sowie die sonstige Verarbeitung und die Nutzung von 
Informationen. Soweit in dieser Vorschrift nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Begriffsbestimmungen der §§ 2 und 3 des Bundesdatenschutzgesetzes mit der Maßgabe, dass zu den 
nicht öffentlichen Stellen auch die Religionsgesellschaften gehören.  

Dritter Abschnitt Verwendung der Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 

Dritter Unterabschnitt Verwendung der Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes für die 
politische und historische Aufarbeitung sowie durch Presse und Rundfunk 

§ 35 Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik 

(…) 

(3) Der Bundesbeauftragte leistet vor dem Leiter der für Kultur und Medien zuständigen obersten 
Bundesbehörde folgenden Eid:  

"Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, 
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir 
Gott helfe." 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

(…) 

9.1.5 Gesetz über eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung 
(Volkszählungsgesetz 1970 – VoZählG 1970) 

Vom 14.04.1969 (BGBl I 1969, 292), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.03.1974 
(BGBl I 1974, 469 ) 

§ 2 

Die Volks- und Berufszählung erfaßt bei der gesamten Bevölkerung:  

1.  

Namen, Anschrift, Geschlecht, Geburtsdatum, Religionszugehörigkeit, Staatsangehörigkeit, 
Familienstand, Stellung innerhalb des Haushalts oder der Familie, Eigenschaft als Hausfrau; 

(…) 

9.1.6 Gesetz über eine Volks-, Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und 
Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1987 – VoZählG 1987) 

Vom 08.11.1985 (BGBl I 1985, 2078) 

§ 5 Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszählung 

Erhebungsmerkmale der Volks- und Berufszählung sind:  

(…) 
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2. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft (römisch-katholische Kirche; evangelische 
Kirche; evangelische Freikirche; jüdische Religionsgesellschaft; islamische Religionsgemeinschaft; 
andere nicht namentlich aufzuführende Religionsgesellschaften; keine rechtliche Zugehörigkeit zu 
einer Religionsgesellschaft); 

(…) 

§ 7 Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung 

Erhebungsmerkmale der Arbeitsstättenzählung sind:  

1. bei allen Arbeitsstätten  

a) Gemeinde; Träger bei Anstalten oder Einrichtungen von Behörden, der Sozialversicherung, der 
Kirchen, Verbände und sonstigen Organisationen; Angaben über die wirtschaftliche Tätigkeit und für 
die Zuordnung zu den Wirtschaftszweigen; Eröffnungsjahr; Neuerrichtung oder Standortverlagerung 
innerhalb der Gemeinde oder aus einer anderen Gemeinde nach 1980; Niederlassungsart (einzige 
Arbeitsstätte, Haupt- oder Zweigniederlassung); 

(…) 

9.1.7 Gesetz zur Errichtung einer standardisierten zentralen Antiterrordatei von 
Polizeibehörden und Nachrichtendiensten von Bund und Ländern 

(Antiterrordateigesetz)40 
Vom 22.12.2006 (BGBl I 2006, 3409), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.02.2008 

(BGBl I 2008, 215), beachte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 24.04.2013 
(BGBl I 2013, 1270) 

§ 2 Inhalt der Antiterrordatei und Speicherungspflicht 

Die beteiligten Behörden sind verpflichtet, bereits erhobene Daten nach § 3 Abs. 1 in der 
Antiterrordatei zu speichern, wenn sie gemäß den für sie geltenden Rechtsvorschriften über 
polizeiliche oder nachrichtendienstliche Erkenntnisse (Erkenntnisse) verfügen, aus denen sich 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Daten sich beziehen auf  

(…) 

2. Personen, die rechtswidrig Gewalt als Mittel zur Durchsetzung international ausgerichteter 
politischer oder religiöser Belange anwenden oder eine solche Gewaltanwendung unterstützen, 
vorbereiten, befürworten oder durch ihre Tätigkeiten vorsätzlich hervorrufen,41 

                                                           

 

40 Gültig bis zum 30. Dezember 2017 

41
 § 2 Satz 1 Nr. 2: Nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG unvereinbar 

gem. Nr. 1 Buchst. b BVerfGE v. 24.4.2013 I 1270 - 1 BvR 1215/07 -, im Übrigen nach Maßgabe der 
Entscheidungsformel verfassungskonform gem. Nr. 1 Buchst. e BVerfGE v. 24.4.2013 I 1270 - 1 BvR 1215/07 -
; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit Art. 10 Abs. 1 u. Art. 13 Abs. 1 GG unvereinbar gem. Nr. 2 
BVerfGE v. 24.4.2013 I 1270 - 1 BvR 1215/07 -; die für unvereinbar erklärten Vorschriften gelten nach 
Maßgabe der Entscheidungsformel bis zu einer Neuregelung, längstens jedoch bis zum 31.12.2014 fort gem. Nr. 
3 BVerfGE v. 24.4.2013 I 1270 - 1 BvR 1215/07 -  
 
 



193 

 

(…) 

bei denen tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme begründen, dass sie im Zusammenhang mit einer 
Person nach Nummer 1 oder Nummer 2 stehen und durch sie Hinweise für die Aufklärung oder 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus gewonnen werden können,und die Kenntnis der Daten 
für die Aufklärung oder Bekämpfung des internationalen Terrorismus mit Bezug zur Bundesrepublik 
Deutschland erforderlich ist. Satz 1 gilt nur für Daten, die die beteiligten Behörden nach den für sie 
geltenden Rechtsvorschriften automatisiert verarbeiten dürfen. 

§ 3 Zu speichernde Datenarten 

(1) In der Antiterrordatei werden, soweit vorhanden, folgende Datenarten gespeichert:  

1. zu Personen  

(…) 

b) nach § 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 sowie zu Kontaktpersonen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sie von der Planung oder Begehung einer in § 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a genannten 
Straftat oder der Ausübung, Unterstützung oder Vorbereitung von rechtswidriger Gewalt im Sinne von 
§ 2 Satz 1 Nr. 2 Kenntnis haben, folgende weiteren Datenarten (erweiterte Grunddaten):  

(…) 

hh) Angaben zur Religionszugehörigkeit, soweit diese im Einzelfall zur Aufklärung oder Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus erforderlich sind,42 

(…) 

9.1.8 Melderechtsrahmengesetz (MRRG) 
Vom 16.08.1980 (BGBl. I S. 1429) in der Fassung der Bekanntmachung vom19.04.2002 
(BGBl. I S. 1342), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.08.2013 (BGBl. I 2013, 3458) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 1   Aufgaben und Befugnisse der Meldebehörden 

(1) Die für das Meldewesen zuständigen Behörden der Länder (Meldebehörden) haben die in ihrem 
Zuständigkeitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu registrieren, um deren Identität und 
Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. Sie erteilen Melderegisterauskünfte, wirken bei der 
Durchführung von Aufgaben anderer Behörden oder sonstiger öffentlicher Stellen mit und übermitteln 
Daten. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben führen die Meldebehörden Melderegister. Diese enthalten Daten, 
die bei den Betroffenen erhoben, von Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen übermittelt oder 
sonst amtlich bekannt werden. 

                                                           

 

42 § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b (als Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b bezeichnet): Nach Maßgabe der Entscheidungs-
formel mit Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG unvereinbar gem. Nr. 1 Buchst. d BVerfGE v. 24.4.2013 I 1270 - 
1 BvR 1215/07 -; die für unvereinbar erklärten Vorschriften gelten nach Maßgabe der Entscheidungsformel bis 
zu einer Neuregelung, längstens jedoch bis zum 31.12.2014 fort gem. Nr. 3 BVerfGE v. 24.4.2013 I 1270 - 1 
BvR 1215/07 - 
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(2) Die Meldebehörden dürfen personenbezogene Daten, die im Melderegister gespeichert werden, nur 
nach Maßgabe dieses Gesetzes oder sonstiger Rechtsvorschriften erheben, verarbeiten oder nutzen. 
Daten nicht meldepflichtiger Einwohner dürfen auf Grund einer den Vorschriften des jeweiligen 
Landesdatenschutzgesetzes entsprechenden Einwilligung erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 

§ 2   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 speichern die Meldebehörden folgende 
Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(...) 

§ 4   Datenerhebung 

Durch Landesrecht ist zu bestimmen, welche der Daten, die die Meldebehörden nach § 2 speichern 
dürfen, bei der An- oder Abmeldung oder der Änderung des Wohnungsstatus eines Einwohners 
erhoben werden. 

§ 4a   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde von Amts wegen zu 
berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen 
Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger 
Datenübermittlungen unrichtige oder unvollständige Daten übermittelt worden sind. 

 (...) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren 
Ersuchen hin Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher 
Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 2 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, 
insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere 
Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung nach Satz 1 und 2 nicht entgegen, soweit sie sich auf die 
Angabe beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. 

 (...) 

Vierter Abschnitt Datenübermittlungen 

§ 17   Datenübermittlungen zwischen den Meldebehörden 

(1) Hat sich ein Einwohner bei einer Meldebehörde angemeldet, so hat diese die bisher zuständige 
Meldebehörde und die für weitere Wohnungen zuständigen Meldebehörden davon durch Übermittlung 
der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 18 genannten Daten des Betroffenen zu unterrichten (Rückmeldung). Die 
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Daten sind unverzüglich, spätestens jedoch drei Werktage nach der Anmeldung durch 
Datenübertragung zu übermitteln; § 8 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die übermittelten Daten sind 
unverzüglich von der Meldebehörde der bisherigen Wohnung zu verarbeiten. Bei einem Zuzug aus 
dem Ausland ist die für den letzten Wohnort im Inland zuständige Meldebehörde zu unterrichten. Die 
bisher zuständige Meldebehörde hat die Meldebehörde der neuen Wohnung über die in § 2 Abs. 2 Nr. 
1, 3, 4, 6, 7 und 8 genannten Tatsachen sowie dann zu unterrichten, wenn die in Satz 1 bezeichneten 
Daten von den bisherigen Angaben abweichen. Soweit Meldebehörden desselben Landes beteiligt 
sind, können für die Datenübermittlung weitergehende Regelungen durch Landesrecht getroffen 
werden.  

(2) Werden die in § 2 Abs. 1 und 2 Nr. 6 und 8 bezeichneten Daten fortgeschrieben, so sind die für 
weitere Wohnungen des Einwohners zuständigen Meldebehörden zu unterrichten, soweit die Daten 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. 

(…) 

§ 18   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer 
Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensname, Künstlername, 

(…) 

12. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Tag und Ort der Eheschließung 
oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,  

(…) 

14. Sterbetag und -ort. 

(…) 

§ 19   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 18 Abs. 1 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln:  

1. Familiennamen,  

2. frühere Namen,  

3. Vornamen,  

4. Doktorgrad,  

5. Ordensname, Künstlername,  

6. Tag und Ort der Geburt,  
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7. Geschlecht,  

8. Staatsangehörigkeiten,  

9.   gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland,  

10. Tag des Ein- und Auszugs,  

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft führend 
oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft,  

12. Zahl der minderjährigen Kinder,  

13. Übermittlungssperren,  

14. Sterbetag und -ort.  

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen,  

2. Vornamen,  

3. Tag der Geburt,  

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. Übermittlungssperren,  

6. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dass weitere der in Absatz 1 
bezeichneten Daten übermittelt werden. Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht 
übermittelt werden; er ist hierauf bei der Anmeldung nach § 11 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 4 gilt nicht, 
soweit durch Landesrecht bestimmt ist, dass für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Daten an diese zu übermitteln sind.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Das Nähere 
hierüber ist durch Landesrecht zu bestimmen.  

9.1.9 Suchdienstedatenschutzgesetz (SDDSG) 
Vom 02.04.2009 (BGBl I 2009, 690), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

03.05.2013 (BGBl. I S.1084 ) 
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§ 1 Anwendungsbereich des Gesetzes 

Dieses Gesetz regelt den Umgang des Suchdienstes des Deutschen Roten Kreuzes (DRK-Suchdienst) 
und des Kirchlichen Suchdienstes des Deutschen Caritasverbandes und des Diakonischen Werkes 
Deutschland (Kirchlicher Suchdienst) mit personenbezogenen Daten, soweit diese Suchdienste im 
Auftrag der Bundesregierung tätig sind.  

§ 2 Aufgaben der Suchdienste 

(…) 

(2) Der Kirchliche Suchdienst nimmt im Auftrag der Bundesregierung folgende Aufgaben wahr:  

1. Erschließen, Sammeln, Ordnen, Aufbewahren und Verarbeiten von Informationen zur Klärung und 
Dokumentation des Schicksals der deutschen Bevölkerung in den Gebieten nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes im Zusammenhang mit den Ereignissen oder infolge des Zweiten 
Weltkrieges über deutsche Staatsangehörige, deutsche Volkszugehörige und deren Angehörige, 

2. Auskunftserteilung zum Zweck der Suche nach Vermissten und deren Angehörigen, der 
Schicksalsklärung, der Klärung von Familienstrukturen von Vertriebenen und Spätaussiedlern, der 
Dokumentation und für behördliche Zwecke in Personenstands-, Versorgungs-, Renten- und 
Lastenausgleichsangelegenheiten, Wohnsitzbestätigungen, Feststellungen in Aufnahmeverfahren für 
Spätaussiedler, Staatsangehörigkeitsfeststellungsverfahren, Entschädigungsverfahren und in 
Nachlassangelegenheiten an die in Absatz 1 Nr. 4 Genannten, 

3. Beratung und Unterstützung bei der Beschaffung von Unterlagen aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes genannten Gebieten, 

4. Ermittlungen zur Klärung des Schicksals oder einzelner Sachverhalte in Bezug auf den in Nummer 
1 genannten Personenkreis. 

§ 3 Erhebung 

(1) Die Suchdienste dürfen auch ohne Mitwirkung des Betroffenen personenbezogene Daten zu den in 
§ 2 genannten Personen erheben, sofern deren Kenntnis für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 
erforderlich ist. Dies sind:  

(…) 

2. abweichende Namensschreibweisen, frühere Namen, Aliaspersonalien, Künstlernamen, regionale 
Spitznamen, Ordensnamen, Familienstand, frühere Ehen, Religionszugehörigkeit, 

(…) 
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9.1.10 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz (SGB X) 

Vom 18.01.2001 (BGBl I 2001, 130), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
23.07.2013 (BGBl I, 898 S. 2749) 

Zweites Kapitel Schutz der Sozialdaten 

Erster Abschnitt Begriffsbestimmungen 

§ 67 Begriffsbestimmungen 

(…) 

(12) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben. 

Zweiter Abschnitt Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung 

§ 68 Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften und Gerichte, 
der Behörden der Gefahrenabwehr oder zur Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Ansprüche 

(…) 

(3) Eine Übermittlung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Sozialdaten, von Angaben zur Staats- und 
Religionsangehörigkeit, früherer Anschriften der Betroffenen, von Namen und Anschriften früherer 
Arbeitgeber der Betroffenen sowie von Angaben über an Betroffene erbrachte oder demnächst zu 
erbringende Geldleistungen ist zulässig, soweit sie zur Durchführung einer nach Bundes- oder 
Landesrecht zulässigen Rasterfahndung erforderlich ist. § 67d Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwendung; 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. 

9.2 Baden-Württemberg 

9.2.1 Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten [von Baden-Württemberg] 
(Landesdatenschutzgesetz - LDSG -) 

Vom 27.05.1991 (GBl. S. 277), in der Fassung vom 18.09.2000 (GBl. S. 648), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 07.02.2011 (GBl. S. 43) 

 

Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

§ 16   Übermittlung an Stellen innerhalb des öffentlichen Bereichs  

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen innerhalb des öffentlichen Bereichs ist 
zulässig, wenn sie  

1.  zur Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden Stelle oder der Stelle, an die die Daten 
übermittelt werden, erforderlich ist und 

2.  für Zwecke erfolgt, für die eine Nutzung nach § 15 Abs. 1 bis 4 zulässig wäre. 
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(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle im Geltungsbereich des Grundgesetzes, trägt diese 
die Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen 
im Rahmen der Aufgaben der ersuchenden Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur 
Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 8 Abs. 3 Satz 2 und 3 bleibt unberührt.  

(3) Die Stelle, an die die Daten übermittelt werden, darf sie nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen 
Erfüllung sie ihr übermittelt worden sind. Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist nur unter den 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 zulässig.  

(…) 

§ 17   Übermittlung an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 

Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften gilt § 16 Abs. 1 bis 3 entsprechend, sofern für diese Stellen ausreichende 
Datenschutzregelungen gelten. Die Feststellung hierüber trifft das Innenministerium. 

Fünfter Abschnitt   Besondere Bestimmungen  

§ 33   Verarbeitung besonderer Daten personenbezogener Daten  

(1) Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder 
weltanschauliche Überzeugungen, die Gewerkschaftszugehörigkeit, die Gesundheit oder das 
Sexualleben hervorgehen, dürfen nur verarbeitet werden, wenn  

1.  eine besondere Rechtsvorschrift dies vorsieht, 

2.  der Betroffene ausdrücklich eingewilligt hat, 

3.  die Verarbeitung zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines Dritten 
erforderlich ist und der Betroffene aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht in der Lage ist, 
seine Einwilligung zu geben, oder 

4.  dies zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche vor Gericht einschließlich eines 
Vorverfahrens erforderlich ist. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf die Verarbeitung von Daten über religiöse oder 
weltanschauliche Überzeugungen nach § 17, von Daten für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung 
nach §§ 19 und 35 und von Daten im Zusammenhang mit Dienst- und Arbeitsverhältnissen nach § 36.  

(3) Absatz 1 findet ferner keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten  

1.  zur Gefahrenabwehr, 

2.  zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum 
Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuchs oder von 
Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung 
von Bußgeldentscheidungen, 

3.  durch das Landesamt für Verfassungsschutz, 

4.  durch die Finanzverwaltung, soweit sie die Daten in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben im 
Anwendungsbereich der Abgabenordnung zur Überwachung und Prüfung verarbeitet, und 
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5.  bei einer Sicherheitsüberprüfung nach dem Landessicherheitsüberprüfungsgesetz. 

9.2.2 Meldegesetz (MG) [von Baden-Württemberg] 
In der Fassung vom 23.02.1996 (GBl. S. 269, ber. S. 593), zuletzt geändert geändert durch 

Artikel 15 des Gesetzes vom 23.07.2013 (GBl. S. 233, 241) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

§ 4   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten der meldepflichtigen 
Einwohner einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im 
Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

(…) 

§ 5   Datenerhebung 

(1) Bei der Anmeldung nach § 1543 Abs. 1 oder der Änderung des Wohnungsstatus dürfen die in § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 16, Abs. 2 Nr. 2 und 8, bei der Abmeldung nach § 15 Abs. 2 die in § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2, 
4, 6, 9 bis 12 genannten Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen 
Hinweise erhoben werden.  

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus dürfen bei der Anmeldung nach § 15 Abs. 1 folgende 
Daten erhoben werden:  

1. für Zwecke des Suchdienstes von den Einwohnern, die aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten Gebieten stammen, die Anschrift vom 1. September 1939, 

2. soweit eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert, die rechtliche 
Zugehörigkeit zu einer privatrechtlichen Religionsgesellschaft, 

(…) 

Die Meldebehörden dürfen diese Daten vorübergehend speichern, soweit dies zur ordnungsgemäßen 
Übermittlung der Daten erforderlich ist.  

§ 5a   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde von Amts wegen zu 
berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Der Betroffene soll vorher gehört werden. Von der 
Fortschreibung des Melderegisters sind unverzüglich diejenigen Stellen zu unterrichten, denen im 

                                                           

 

43 § 15 regelt die An- und Abmeldung. 
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Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen unrichtige oder unvollständige Daten übermittelt worden 
sind.  

(2) Liegen der Meldebehörde bezüglich einzelner oder einer Vielzahl namentlich bekannter Einwohner 
konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Melderegisters vor, hat sie 
den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln.  

(3) Die in Absatz 1 Satz 3 genannten Stellen haben, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, die Meldebehörden unverzüglich 
zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren Ersuchen hin Meldedaten 
übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. 
(…) 

(4) Absatz 1 Satz 3 sowie Absatz 3 sind bei der Weitergabe von Daten und Hinweisen nach § 29 Abs. 
8 entsprechend anzuwenden.  

Dritter Abschnitt   Meldepflichten 

Zweiter Unterabschnitt   Besondere Meldepflichten  

§ 23   Beherbergungsstätten 

(1) Wer in Einrichtungen, die der gewerbs- oder geschäftsmäßigen Aufnahme von fremden Personen 
dienen (Beherbergungsstätten), für nicht länger als zwei Monate aufgenommen wird, unterliegt nicht 
den Meldepflichten nach § 15 Abs. 1 und 2. Sobald sein Aufenthalt die Dauer von zwei Monaten 
überschreitet, hat er sich innerhalb einer Woche bei der Meldebehörde anzumelden (§ 15 Abs. 1).  

(2) Die beherbergten Personen haben am Tage der Ankunft einen besonderen Meldeschein 
handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben; beherbergte Ausländer haben sich dabei gegenüber 
dem Leiter der Beherbergungsstätte oder seinem Beauftragten durch die Vorlage eines gültigen 
Identitätsdokuments (Paß, Personalausweis oder ein anderes Paßersatzpapier) auszuweisen, soweit es 
sich nicht um mitreisende Ehegatten, Lebenspartner oder minderjährige Kinder oder um Teilnehmer 
von Reisegesellschaften handelt. Mitreisende Ehegatten oder Lebenspartner können auf dem 
Meldeschein gemeinsam aufgeführt werden, der von einem von ihnen handschriftlich auszufüllen und 
von beiden zu unterschreiben ist. Minderjährige Kinder in Begleitung eines oder beider Elternteile 
sind nur der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn Personen trifft die 
Verpflichtung nach Satz 1 nur den Reiseleiter; er hat die Mitreisenden der Zahl nach unter Angabe 
ihrer Staatsangehörigkeit anzugeben. Hat eine beherbergte Person bereits einen Meldeschein nach Satz 
1 handschriftlich ausgefüllt und nimmt diese Person innerhalb von drei Jahren erneut Unterkunft in der 
Beherbergungsstätte, so genügt es, wenn sie einen mit den Angaben nach § 24 Abs. 2 anderweitig 
ausgefüllten Meldeschein eigenhändig unterschreibt und der Leiter der Beherbergungsstätte oder sein 
Beauftragter sicherstellt, dass für die in § 29 Abs. 3 genannten Behörden neben dem von der 
beherbergten Person nur unterschriebenen Meldeschein auch der handschriftlich ausgefüllte 
Meldeschein bereitgehalten wird.  

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn Personen in Zelten, Wohnwagen oder 
Wasserfahrzeugen auf Plätzen übernachten, die gewerbs- oder geschäftsmäßig überlassen werden.  

(4) Absatz 2 gilt nicht für  

(…) 
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4. Niederlassungen von Ordens- und Exerzitienhäusern der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlung 

§ 29   Datenübermittlung an Behörden und sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten übermitteln, wenn dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 
oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgabe erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen oder Künstlernamen, 

(…) 

§ 29a   Automatisierte Erteilung einfacher Behördenauskünfte44  

(1) Die Meldebehörden erteilen Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Inland rund um die 
Uhr Auskunft im automatisierten Abrufverfahren zu  

(…) 

(2) Die Auskunftserteilung nach Absatz 1 erfolgt über eine vom Innenministerium durch 
Rechtsverordnung zu bestimmende zentrale Stelle der Meldebehörden (Meldeportal). Hierzu halten 
die Meldebehörden beim Meldeportal die nachfolgenden Daten ihrer Einwohner in 
programmtechnisch voneinander zu trennenden Datenbeständen der einzelnen Meldebehörden 
tagesaktuell vor:  

(…)  

5. Ordensnamen oder Künstlernamen, 

(…) 

§ 30   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 29 Abs. 1 
Satz 1 genannten Voraussetzungen folgende Daten ihrer Mitglieder übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. frühere Namen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen oder Künstlernamen, 

                                                           

 

44 Geltung bis 31.12.2013 
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6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Ehegatten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort. 

§ 29a gilt entsprechend. Der Datenempfänger trägt gegenüber der Meldebehörde die Verantwortung 
dafür, dass die Datenübermittlung zur Erfüllung der in seiner Zuständigkeit liegenden Aufgaben 
erforderlich ist.  

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Anschriften, 

6. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

7. Übermittlungssperren, 

8. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann verlangen, daß seine Daten nicht übermittelt werden. Er 
ist hierauf bei der Anmeldung nach § 15 Abs. 1 hinzuweisen. Die Meldebehörde hat auf dieses Recht 
mindestens einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit 
Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft an diese zu übermitteln sind.  

(3) Für die Übermittlung des Ordnungsmerkmals gilt § 29 Abs. 7 entsprechend.  
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(4) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
daß bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die Feststellung 
hierüber trifft das Innenministerium.  

(5) § 29 Abs. 1a gilt entsprechend.  

9.3 Bayern 

9.3.1 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) 
Vom 23.07.1993 (GVBl S. 498), zuletzt geändert durch Paragraph 1 Nummer 10 des Gesetzes 

vom 08.04.2013, (GVBl. S.174) 
 

Dritter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenerhebung, -verarbeitung und –nutzung 

Art. 18   Datenübermittlung an öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an andere öffentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur 
Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden oder der empfangenden Stelle liegenden 
Aufgaben erforderlich ist und für Zwecke erfolgt, für die eine Nutzung nach Art. 17 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 
2 bis 445 zulässig wäre.  

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Empfängers, trägt dieser die Verantwortung. 3In diesem Fall prüft die 
übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers 
liegt, es sei denn, daß besonderer Anlaß zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. Art. 
846 Abs. 3 bleibt unberührt.  

(3) Die empfangende Stelle darf die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen, 
zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt worden sind. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere 
Zwecke ist nur zulässig, wenn für diese Zwecke eine Nutzung nach Art. 17 Abs. 2 bis 4 zulässig wäre.  

(4) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere 
personenbezogene Daten des Betroffenen oder Dritter in Akten so verbunden, daß eine Trennung nicht 
oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig, 
soweit nicht offensichtlich überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder Dritter 
entgegenstehen. Eine Nutzung oder Verarbeitung dieser Daten durch den Empfänger ist nur zulässig, 
soweit die Daten auch hierfür hätten übermittelt werden dürfen.  

Art. 20   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften ist in entsprechender Anwendung von Art. 18 zulässig, wenn sichergestellt ist, 
daß bei dem Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. 

                                                           

 

45 § 17 regelt die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten. 

46 § 8 regelt die Einrichtung automatisierter Abrufverfahren. 
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9.3.2 Gesetz über das Meldewesen (Meldegesetz – MeldeG -) [von Bayern] 
Vom 08.12.2006 (GVBl S. 990), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.05.2013 (GVBl. S. 307) 

 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

Art. 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Art. 247 Abs. 1 Sätze 1 und 2 speichern die Meldebehörden 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im 
Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10.  rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Abs. 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  

(…) 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, 
rechtliche Zugehörigkeit des Ehegatten zu einer Religionsgesellschaft, Rechtsstellung und Zuordnung 
der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der Stiefeltern), 

(…) 

Art. 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen die in Art. 3 Abs. 1 genannten Daten enthalten. 

(2) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an Behörden, sonstige 
öffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden. Soweit 
Ordnungsmerkmale gemäß Abs. 1 Satz 2 personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur 
übermittelt werden, wenn dem Empfänger auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen 
personenbezogenen Daten übermittelt werden dürfen. Ordnungsmerkmale dürfen vom Empfänger der 
Daten nur an die jeweilige Meldebehörde übermittelt werden. Art. 28 Abs. 7 Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend.  

(3) Die Übermittlung von Ordnungsmerkmalen nach Abs. 1 an nicht-öffentliche Stellen ist unzulässig. 
Nicht-öffentliche Stellen dürfen diese Ordnungsmerkmale nicht erheben, verarbeiten oder nutzen.  

(4) Behörden und sonstige öffentliche Stellen dürfen Ordnungsmerkmale nach Abs. 1 nicht erheben. 

                                                           

 

47 § 2 regelt die Aufgaben und Befugnisse der Meldebehörden. 



206 

 

Zweiter   Abschnitt Schutzrechte 

Art. 10   Berichtigung und Ergänzung des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde von Amts wegen oder 
auf Antrag des Betroffenen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Dies gilt insbesondere, 
wenn ein Einwohner seine Verpflichtungen nach Art. 13 Abs. 1 und 2 oder Art. 15 Abs. 4 nicht erfüllt 
hat. Von der Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen Behörden oder sonstigen öffentlichen 
Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen unrichtige oder 
unvollständige Daten übermittelt worden sind.  

(2) Die in Abs. 1 Satz 3 genannten Stellen haben, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, die Meldebehörden unverzüglich 
zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf ihr Ersuchen hin Meldedaten 
übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. 
Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 der 
Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung nach Sätze 
1 und 2 nicht entgegen, soweit sie sich auf die Angabe beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für 
die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen.  

(3) Abs. 1 Satz 3 sowie Abs. 2 sind bei der Weitergabe von Daten und Hinweisen nach Art. 28 Abs. 7 
entsprechend anzuwenden. 

Dritter Abschnitt   Meldepflichten 

Art. 23   Beherbergungsstätten 

(1) Wer in Einrichtungen, die der gewerbs- oder geschäftsmäßigen Beherbergung von fremden 
Personen dienen (Beherbergungsstätten), für nicht langer als zwei Monate aufgenommen wird, 
unterliegt nicht den Meldepflichten nach Art. 13 Abs. 1 und 2. Sobald der Aufenthalt die Dauer von 
zwei Monaten überschreitet, hat der Betreffende sich innerhalb einer Woche bei der Meldebehörde 
anzumelden.  

(2) Die nach Abs. 1 Satz 1 beherbergten Personen haben am Tag der Ankunft einen besonderen 
Meldeschein (Art. 2448) handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben. Mitreisende Ehegatten oder 
Lebenspartner können auf dem Meldeschein gemeinsam aufgeführt werden, der von einem von ihnen 
auszufüllen und zu unterschreiben ist. Minderjährige Kinder in Begleitung eines Elternteils sind nur 
der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn Personen trifft die Verpflichtung 
nach Satz 1 nur den Reiseleiter; er hat die Mitreisenden der Zahl nach unter Angabe ihrer 
Staatsangehörigkeit anzugeben. Nimmt eine Person, die bereits einen besonderen Meldeschein nach 
Satz 1 ausgefüllt hatte, innerhalb von zwei Jahren erneut Unterkunft in der Beherbergungsstätte, 
genügt es, wenn sie einen mit den Angaben des Art. 24 Abs. 2 Satz 1 versehenen besonderen 
Meldeschein handschriftlich unterschreibt, sofern die Verantwortlichen der Beherbergungsstätte auch 
den von der beherbergten Person handschriftlich ausgefüllten und unterschriebenen besonderen 
Meldeschein bereit halten; Gleiches gilt für weitere Aufnahmen, sofern sie jeweils innerhalb von 
weiteren zwei Jahren erfolgen.  

                                                           

 

48 § 24 regelt die besonderen Meldescheine für Beherbergungsstätten. 
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(3) Beherbergte Ausländer, die nach Abs. 2 namentlich auf dem Meldeschein aufzuführen sind, haben 
sich bei der Anmeldung gegenüber den Leitern der Beherbergungsstätte oder ihren Beauftragten durch 
die Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments (Pass, Personalausweis oder ein anderes 
Passersatzpapier) auszuweisen.  

(…)  

(5) Abs. 2 und 3 gelten nicht für  

(…)  

4. Niederlassungen von Orden, Kongregationen, Gemeinschaften ohne kirchenamtliche Gelübde 
und Säkularinstituten der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sowie deren Exerzitienhäuser. 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

Art. 28   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) 1ie Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus dem 
Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer 
Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

Art. 29   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in Art. 28 Abs. 
1 Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 
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11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren sowie 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. Übermittlungssperren sowie 

6. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinn des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er 
ist hierauf bei der Anmeldung nach Art. 13 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach Abs. 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass bei 
dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Das Staatsministerium des 
Innern kann feststellen, ob der Datenempfänger die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt.  

(4) Art. 28 Abs. 2 gilt entsprechend.  

9.4 Berlin 

9.4.1 Gesetz über das Meldewesen in Berlin (Meldegesetz) 
Vom 26.02.1985 (GVBl. S. 507), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.01.2010 (GVBl. S. 22) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 2   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichert die Meldebehörde folgende Daten des Einwohners 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 
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10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, die durch die Finanzbehörden Berlins 
Steuern erhebt, 

(…) 

(2) Die Meldebehörde darf folgende weitere Daten des Einwohners einschließlich der zum Nachweis 
ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister zu dem jeweils angegebenen Zweck 
speichern:  

(…) 

2. die Tatsache, daß eine Lohnsteuerkarte erforderlich ist, gegebenenfalls weitere 
steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, Religionszugehörigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 
10 des Ehegatten, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie 
Anschrift der Pflege- und Stiefeltern) 

 zum Zweck der Ausstellung der Lohnsteuerkarte, 

(…) 

§ 3   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörde darf das Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese dürfen 
die in § 2 Abs. 1 Nr. 6 und 7 genannten Daten enthalten.  

(2) Ordnungsmerkmale dürfen nicht an andere Stellen übermittelt werden.  

(3) An öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und an andere Behörden oder sonstige öffentliche 
Stellen darf ein Identifikationsmerkmal übermittelt werden, aus dem auf das Ordnungsmerkmal nicht 
geschlossen werden kann.  

§ 3a   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde von Amts wegen zu 
berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen 
Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger 
Datenübermittlungen nach den §§ 26 und 27 Abs. 1 und 2 unrichtige oder unvollständige Daten 
übermittelt worden sind. 

(2) Liegen der Meldebehörde bezüglich einzelner oder einer Vielzahl namentlich bekannter Einwohner 
konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Melderegisters vor, hat sie 
den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln.  

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren 
Ersuchen hin Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher 
Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 2 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, 
insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere 
Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht entgegen, soweit sie sich 
auf die Angabe beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen.  
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Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

§ 25   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer 
Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

(1a) Die Daten dürfen auch auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch 
Datenübertragung übermittelt werden, wenn über die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel 
besteht und keine Übermittlungssperre nach § 27 Abs. 2 Satz 3 oder § 28 Abs. 5 und 7 vorliegt. § 8 
Abs. 2 gilt entsprechend.  

(…) 

§ 27   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bei einer Anmeldung, 
einem Wegzug oder bei einem Sterbefall zur Erfüllung ihrer Aufgaben regelmäßig folgende Daten 
ihrer Mitglieder übermitteln:  

1. Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensnamen/Künstlernamen, 

5. Tag und Ort der Geburt, 

6. Geschlecht, 

7. Staatsangehörigkeiten, 

8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland; Tag des Ein- und Auszugs, 

9. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

10. Zahl der minderjährigen Kinder, 

11. Übermittlungssperren, 

12.  Sterbetag und -ort; 
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das Gleiche gilt bei einer Änderung dieser Daten. Abweichend von Satz 1 darf die Meldebehörde auf 
Ersuchen einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben in 
begründeten Fällen sämtliche oder einzelne Daten nach Satz 1 übermitteln.  

(2) Von Familienangehörigen, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Tag und Ort der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Staatsangehörigkeiten, 

6. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

7. Anschriften, 

8. Übermittlungssperren, 

9. Sterbetag. 

Familienangehörige nach Satz 1 sind Ehegatten und minderjährige Kinder der Mitglieder sowie Eltern 
minderjähriger Mitglieder. Die Familienangehörigen der Mitglieder können verlangen, daß ihre Daten 
nicht übermittelt werden; sie sind hierauf bei der Anmeldung nach § 11 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 
gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
daß bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die 
Senatsverwaltung für Inneres stellt im Einvernehmen mit dem für Angelegenheiten der 
Religionsgesellschaften zuständigen Mitglied des Senats fest, ob die gesetzlichen Anforderungen an 
den Datenschutz erfüllt sind; zuvor ist der Berliner Beauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit zu hören.  

(4) Bei Einwohnern, die aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten 
Gebieten stammen, sind dem kirchlichen Suchdienst folgende Daten zu übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Tag und Ort der Geburt, 

5. gegenwärtige Anschriften, 

6. Anschrift vom 1. September 1939. 

(5) § 25 Abs. 1a gilt entsprechend.  



212 

 

 

9.4.2 Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten in der Berliner Verwaltung 
(Berliner Datenschutzgesetz – BlnDSG -)  

In der Fassung vom 17.12. zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2012 (GVBl. S. 137) 

Zweiter Abschnitt  Voraussetzungen der Datenverarbeitung und Rechte der Betroffenen  

§ 12   Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Behörden und sonstige öffentliche Stellen ist 
zulässig, wenn eine der Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 vorliegt. Werden die 
Daten von einer Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle zur Erfüllung des gleichen Zwecks 
benötigt, zu dem die Daten erhoben worden sind, ist die Übermittlung personenbezogener Daten an 
Behörden und sonstige öffentliche Stellen ferner zulässig, wenn sie zur rechtmäßigen Erfüllung der 
durch Gesetz der übermittelnden Stelle oder der Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle 
zugewiesenen Aufgabe erforderlich ist.  

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die 
Datenübermittlung an Behörden und sonstige öffentliche Stellen zulässig, sofern sichergestellt ist, daß 
bei dem Empfänger hinreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.  

(…) 

Vierter Abschnitt   Berliner Beauftragter für Daten schutz und Informationsfreiheit  

§ 21   Bestellung und Entlassung 

(1) Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit wird vom Abgeordnetenhaus 
mit den Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt und vom Präsidenten des 
Abgeordnetenhauses ernannt. (…) 

(2) Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit leistet vor dem Präsidenten des 
Abgeordnetenhauses folgenden Eid:  

„Ich schwöre, mein Amt gerecht und unparteiisch getreu dem Grundgesetz, der Verfassung von Berlin 
und den Gesetzen zu führen und meine ganze Kraft dafür einzusetzen, so wahr mir Gott helfe.“ 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.  

(…) 
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9.5 Brandenburg 

9.5.1 Gesetz über das Meldewesen im Land Brandenburg  
(Brandenburgisches Meldegesetz - BbgMeldeG -) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 17.01.2006 (GVBl. I S. 6), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15.04.2009 (GVBl. I S. 66) 

Abschnitt 1   Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten des Einwohners 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  

(…) 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten: 

steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, rechtliche Zugehörigkeit des Ehegatten zu einer 
Religionsgesellschaft, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie 
Anschrift der Stiefeltern), 

(…) 

Abschnitt 2   Schutzrechte 

§ 10   Berichtigung des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat die Meldebehörde das Melderegister von 
Amts wegen oder auf Antrag des Betroffenen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Der 
Betroffene soll bei einer Berichtigung von Amts wegen vorher gehört werden. Von der Fortschreibung 
sind unverzüglich diejenigen Behörden oder öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen die Daten nach 
den §§ 29 bis 31 regelmäßig übermittelt werden.  

(…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 3 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf Ersuchen hin 
Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte 
unterrichten. Absatz 2 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, insbesondere das 
Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse 
stehen der Unterrichtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht entgegen, soweit diese sich auf die Angabe 
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beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit übermittelter 
Daten vorliegen.  

§ 11   Löschung und Aufbewahrung von Daten 

(…) 

(2) Nach dem Wegzug und der Auswertung der Rückmeldung oder nach dem Tod eines Einwohners 
sind unverzüglich die Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen 
Hinweise, die  

1.  für die Ausstellung von Personalausweisen und Pässen nach § 3 Abs. 2 Nr. 3, 

(…) 

6.  für die Mitwirkung bei der Erfüllung der Aufgaben nach dem Brandenburgischen 
Belegungsbindungsgesetz nach § 3 Abs. 2 Nr. 11 

gespeichert wurden, zu löschen. Mit Ablauf des auf den Tod oder den Wegzug eines Einwohners 
folgenden Kalenderjahres sind folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit 
erforderlichen Hinweise zu löschen:  

1. die rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft nach § 3 Abs. 1 Nr. 11, 

(…) 

Abschnitt 4   Befreiung von der Meldepflicht 

§ 24   Beherbergungsstätten 

(1) Wer in Einrichtungen, die der gewerbs- oder geschäftsmäßigen Aufnahme von fremden Personen 
dienen (Beherbergungsstätten), für nicht länger als zwei Monate aufgenommen wird, hat am Tag der 
Ankunft einen besonderen Meldeschein handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben. 
Beherbergte Ausländer haben sich dabei gegenüber dem Leiter der Beherbergungsstätte oder seinem 
Beauftragten durch die Vorlage eines gültigen Identitätsdokumentes auszuweisen. Ehegatten oder 
Lebenspartner können auf einem gemeinsamen Meldeschein gemeldet werden. Minderjährige Kinder 
in Begleitung der Eltern sind nur der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn 
Personen ist nur der Reiseleiter verpflichtet, einen besonderen Meldeschein nach Satz 1 auszufüllen. 
Die Mitreisenden sind auf diesem Meldeschein der Zahl nach und unter Angabe der 
Staatsangehörigkeit zu erfassen. Nimmt eine nach Satz 1 angemeldete Person innerhalb eines Jahres 
erneut Unterkunft in der Beherbergungsstätte, reicht es aus, wenn sie einen mit den Angaben nach 
Absatz 4 versehenen besonderen Meldeschein eigenhändig unterschreibt.  

(2) Absatz 1 gilt nicht für  

(…) 

4. Niederlassungen von Orden, Exerzitienhäusern und Heimen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

(…) 
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Abschnitt 5   Datenübermittlungen 

§ 30   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft im Inland zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. [aufgehoben] 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Ehegatten, minderjährigen Kindern sowie Eltern minderjähriger Mitglieder, die nicht 
derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde 
folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6. Übermittlungssperren, 

7. Sterbetag. 
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Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er ist hierauf bei der 
Anmeldung nach § 12 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 2 gilt nicht, soweit für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Daten an diese zu 
übermitteln sind.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die Feststellung 
hierüber trifft das Ministerium des Innern.  

(4) Im Rahmen von Datenübermittlungen nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 dürfen die 
Meldebehörden auch die Ordnungsmerkmale (§ 4) übermitteln.  

(5) § 2849 Abs. 1a gilt entsprechend.  

Abschnitt 8   Landesmelderegister 

§ 38   Inhalt des Melderegisters, Ordnungsmerkmale 

(1) Zur regelmäßigen Datenübermittlung nach § 2950 Abs. 1 darf die Registerbehörde im 
Landesmelderegister folgende Daten speichern:  

(…) 

9. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft nach § 3 Abs. 1 Nr. 11, 

(…) 

9.5.2 Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Land Brandenburg 
(Brandenburgisches Datenschutzgesetz - Bbg DSG -) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 15.05.2008 (GVBl. I S. 114), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25.05.2010 (GVBl. I Nr. 21 S. 1) 

Abschnitt 1   Allgemeiner Datenschutz 

Unterabschnitt 1   Allgemeine Bestimmungen  

§ 4a   Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

Soweit nicht andere Rechtsvorschriften die Verarbeitung personenbezogener Daten über die rassische 
und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen, die 
Gewerkschaftszugehörigkeit, die Gesundheit oder das Sexualleben ausdrücklich vorsehen oder 
zwingend voraussetzen, ist diese nur zulässig,  

1. mit Einwilligung des Betroffenen, 

2. auf der Grundlage der §§ 15, 28, 29, 31, 33a, 33b und 33c oder 

                                                           

 

49 § 28 regelt die Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen. 
50 § 29 regelt die regelmäßigen Datenübermittlungen. 
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3. wenn sie zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines Dritten 
erforderlich ist und der Betroffene aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht in der Lage ist, 
seine Einwilligung zu geben. 

Die Verarbeitung dieser Daten ist auch zulässig, wenn die Daten von dem Betroffenen offenkundig 
öffentlich gemacht wurden.  

Unterabschnitt 2   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

§ 15   Übermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die 
Datenübermittlung an öffentliche Stellen zulässig, sofern sichergestellt ist, dass bei dem Empfänger 
ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind.  

Abschnitt 2   Landesbeauftragter für den Datenschutz und für das Recht auf 
Akteneinsicht  

§ 22   Berufung und Rechtsstellung 

(1) Der Landtag wählt einen Landesbeauftragten für den Datenschutz und für das Recht auf 
Akteneinsicht mit mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder. (…) 

(2) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht leistet vor dem 
Präsidenten des Landtages folgenden Eid:  

„Ich schwöre, mein Amt gerecht und unparteiisch getreu dem Grundgesetz, der Verfassung von 
Brandenburg und den Gesetzen zu führen und meine ganze Kraft dafür einzusetzen.“ 

Der Eid kann auch mit einer religiösen Beteuerung geleistet werden.  

9.6 Bremen 

9.6.1 Bremisches Datenschutzgesetz (BremDSG)  
Vom 04.03.2003 (Brem. GBl. S. 85), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.06.2013 

(Brem. GBl. S. 351) 

Abschnitt 1   Allgemeine Vorschriften  

§ 2   Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind personenbezogene Daten Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener).  

(2) Datenverarbeitung im Sinne dieses Gesetzes ist das Erheben, Speichern, Verändern, Übermitteln, 
Sperren, Löschen und Nutzen personenbezogener Daten. (…) 

(…) 

(6) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische 
Herkunft, die politische Meinung, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben.  
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Abschnitt 2   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

§ 15   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die 
Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs zulässig, sofern sichergestellt ist, dass bei dem 
Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.  

9.6.2 Bremisches Schuldatenschutzgesetz (BremSchulDSG) 
Vom 27.02.2007 (Brem. GBl. 2007, 182), mehrfach geändert durch Geschäftsverteilung des 

Senats vom 05.07.2011 und 13.12.2011 (Brem. GBl. 2012 S. 24) 

Teil 1 Datenverarbeitung in den Schulen 

§ 2 Zulässigkeit der Datenverarbeitung in der Schule 

(1) Die in § 1 Abs. 1 genannten Institutionen dürfen personenbezogene Daten über den dort genannten 
Personenkreis verarbeiten, soweit es zur Erfüllung ihres Unterrichts- und Erziehungsauftrages, zum 
Übergang vom Elementarbereich in den schulischen Bereich, zur Wahrnehmung der in der Schule 
stattfindenden Betreuungsaufgaben, zur besonderen Förderung, zur Durchführung sonstiger 
schulischer Aktivitäten oder zur Wahrnehmung gesetzlicher Mitwirkungsrechte erforderlich ist. Von 
den besonderen Arten personenbezogener Daten nach § 2 Abs. 6 Bremisches Datenschutzgesetz 
dürfen nur solche verarbeitet werden, die sich auf Religionszugehörigkeit, Staatsangehörigkeit, 
Aussiedlereigenschaft, Muttersprache oder Gesundheit der Betroffenen beziehen. 

(…) 

9.6.3 Gesetz über das Meldewesen (Meldegesetz – MG -) [von Bremen] 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 20.01.1986 (Brem.GBl. S. 1), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 01.03.2011 (Brem.GBl. S. 79) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten einschließlich der zum 
Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 

(…) 

5.Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  

(…) 
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2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten 

 steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, rechtliche Zugehörigkeit der Ehegattin oder 
des Ehegatten zu einer Religionsgesellschaft, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und 
Familiennamen und Anschrift der Stiefeltern sowie die Tatsache des dauernden Getrenntlebens bei 
Verheirateten), 

(…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen keine personenbezogene Daten enthalten.  

(2) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen nur an Meldebehörden, 
öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und an Behörden innerhalb der Gemeinde, der die 
Meldebehörde angehört, übermittelt werden. Die empfangende Stelle darf die Ordnungsmerkmale 
außer an die jeweilige Meldebehörde nicht weiter übermitteln. 

Dritter Abschnitt   Meldepflichten 

§ 21   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, so hat es die Meldebehörde von Amts wegen zu 
berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen 
Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger 
Datenübermittlungen unrichtige oder unvollständige Daten übermittelt worden sind.  

(2) Liegen der Meldebehörde bezüglich einzelner oder einer Vielzahl namentlich bekannter Personen 
konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Melderegisters vor, so hat sie 
den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln.  

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. (…) 

(…) 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

§ 30   Datenübermittlung an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten von Einwohnerinnen und Einwohnern übermitteln, soweit dies zur 
Erfüllung von in ihrer Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit der empfangenden Stelle liegenden 
Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 
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(1a) Die Daten dürfen auch auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch 
Datenübertragung übermittelt werden, wenn über die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel 
besteht und keine Übermittlungssperre nach § 31 Abs. 2 Satz 3 oder § 32 Abs. 5 und 7 vorliegt. § 951 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.  

(...) 

§ 31   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 30 Abs. 1 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder nicht; zusätzlich bei 
Verheirateten: Tag der Eheschließung, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

                                                           

 

51 § 9 regelt die Auskunft an die betroffene Person. 
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4. Geschlecht, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6. Übermittlungssperren, 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind die Ehegattin oder der Ehegatte, minderjährige Kinder 
und die Eltern minderjähriger Kinder. Die betroffene Person kann verlangen, dass ihre Daten nicht 
übermittelt werden; sie ist hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, 
soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei der empfangenden Stelle ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind.  

(4) § 30 Abs. 1a gilt entsprechend. 

9.7 Hamburg 

9.7.1  Hamburgisches Datenschutzgesetz (HmbDSG) 
Vom 05.07.1990 (HmbGVBl. S. 133, ber. S. 165, 226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

05.04.2013 (HmbGVBl. S.148, 155) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Vorschriften  

§ 5   Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, soweit  

1. dieses Gesetz oder eine besondere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sie erlaubt oder 

2.  die Betroffenen eingewilligt haben. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, 
politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die 
Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie von Daten über Gesundheit oder Sexualleben ist nur 
zulässig, soweit  

1.  die §§ 15, 27 bis 30 oder eine besondere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sie erlaubt, 

2.  die Betroffenen ausdrücklich eingewilligt haben, 

3.  es sich um Daten handelt, die die Betroffenen offensichtlich öffentlich gemacht haben, 

4.  sie zum Schutz lebenswichtiger Interessen der Betroffenen oder Dritter erforderlich ist und die 
Betroffenen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen außer Stande sind, ihre Einwilligung zu 
geben, 

5.  sie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen vor Gericht 
erforderlich ist, 

6.  sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl zwingend erforderlich ist oder 



222 

 

7.  sie zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der 
Gesundheitsversorgung oder Behandlung oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten 
erforderlich ist und durch ärztliches Personal oder sonstige Personen erfolgt, die einem entsprechenden 
Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen. 

Satz 2 gilt nicht für  

1. die Verarbeitung personenbezogener Daten zur Wahrnehmung von Aufgaben der 
Gefahrenabwehr und der Verfolgung von Straftaten sowie 

2. die nicht-automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten außerhalb von Dateien. 

Vor der Entscheidung, personenbezogene Daten nach Satz 2 Nummer 6 zu verarbeiten, ist die bzw. 
der behördliche Datenschutzbeauftragte oder, falls keine behördliche Datenschutzbeauftragte bzw. 
kein behördlicher Datenschutzbeauftragter bestellt wurde, die bzw. der Hamburgische Beauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit zu hören.  

(…) 

Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

§ 15   Übermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die 
Datenübermittlung an öffentliche Stellen zulässig, sofern sichergestellt ist, daß bei der Stelle, der die 
Daten übermittelt werden, ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind.  

9.7.2 Hamburgisches Meldegesetz (HmbMG) 
Vom 03.09.1996 (HmbGVBl. 1996, S. 231), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

25.01.2011 (HmbGVBl. S. 42) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 2   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten des Einwohners 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 

(…) 

5.  Ordensnamen/ Künstlernamen, 

(…) 

11.  rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus dürfen die Meldebehörden folgende Daten 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise speichern: 

(…) 
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2.  für die Mitwirkung bei der Ausstellung von Lohnsteuerkarten, ihrer Änderung und 
Dokumentation während ihres Gültigkeitszeitraumes steuerrechtliche Daten (Nummer der 
Lohnsteuerkarte, Steuerklasse, Freibeträge, Religionszugehörigkeit des Ehegatten, bei Fehlen einer 
Familienwohnung auch die Steuerklasse und die Freibeträge des jüngeren Ehegatten, Rechtsstellung 
und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der Pflege- und Stiefeltern), 

(…) 

§ 5b   Fortschreibung des Melderegisters 

(1) Sind gespeicherte Daten unrichtig oder unvollständig, haben die Meldebehörden die Daten von 
Amts wegen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Dies gilt insbesondere, wenn ein 
Einwohner seine Verpflichtungen nach § 12 Absatz 1 oder § 15 Absatz 4 nicht erfüllt hat. Von der 
Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen Behörden, sonstigen öffentlichen Stellen und öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger 
Datenübermittlungen unrichtige oder unvollständige Daten übermittelt worden sind. 

(…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 3 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik oder 
des Hamburgischen Krebsregisters wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 
sind, haben die Meldebehörden unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für 
die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. (…) 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

§ 31   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörden dürfen einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle in der 
Bundesrepublik Deutschland aus dem Melderegister 

(…) 

4. Ordens-/Künstlernamen, 

(…) 

übermitteln, wenn dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit oder der Zuständigkeit des Empfängers 
liegenden Aufgabe erforderlich ist. (…) 

(…) 

§ 33   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörden dürfen einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bei einer Anmeldung, 
einem Wegzug oder bei einem Sterbefall zur Erfüllung ihrer Aufgaben regelmäßig folgende Daten 
ihrer Mitglieder übermitteln: 

1.  Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 
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4. Ordensnamen/Künstlernamen, 

5. Tag und Ort der Geburt, 

6.  Geschlecht, 

7.  Staatsangehörigkeiten, 

8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte 
Anschrift im Inland, Haupt- und Nebenwohnung, Tag des Ein- und Auszugs, 

9. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

10. Zahl der minderjährigen Kinder, 

11. Auskunfts- und Übermittlungssperren, 

12. Sterbetag und -ort; 

das Gleiche gilt bei einer Änderung dieser Daten. Abweichend von Satz 1 dürfen die Meldebehörden 
auf Ersuchen einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben in 
begründeten Fällen sämtliche oder einzelne Daten nach Satz 1 übermitteln. 

(2) Von denjenigen Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaft angehören, dürfen die Meldebehörden folgende Daten übermitteln: 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Tag der Geburt, 

3. Geschlecht, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. gegenwärtige Anschrift, 

6.  Auskunfts- und Übermittlungssperren sowie 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern von 
minderjährigen Kindern. Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er 
ist hierauf bei der Anmeldung nach § 12 Absatz 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
übermittelt werden. 

(3) Für die Durchführung regelmäßiger Datenübermittlungen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 31 
Absatz 5 Sätze 2 bis 7 entsprechend. Die Datenübermittlung darf auch mittels automatisiert 
verarbeitbaren Datenträgern oder durch automatisierte Datenübertragung erfolgen. 

(4) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. 
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9.8 Hessen 

9.8.1 Hessisches Datenschutzgesetz (HDSG) 
Vom 07.01.1999 (GVBl. I S. 98) geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.05.2011 

(GVBl. I S. 208) 

Erster Teil   Allgemeiner Datenschutz  

Erster Abschnitt   Grundsatzregelungen  

§ 7 Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn  

1. eine diesem Gesetz vorgehende Rechtsvorschrift sie vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2. dieses Gesetz sie zuläßt oder 

3. der Betroffene ohne jeden Zweifel eingewilligt hat. 

(2) Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere 
Form angemessen ist. (…) 

(…) 

(4) Soweit nicht eine Rechtsvorschrift die Verarbeitung personenbezogener Daten über die rassische 
und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, die 
Gewerkschaftszugehörigkeit, die Gesundheit oder das Sexualleben vorsieht oder zwingend 
voraussetzt, darf eine Verarbeitung nur nach §§ 3352 bis 35 und 39 erfolgen. Im Übrigen ist eine 
Verarbeitung aufgrund dieses Gesetzes nur zulässig, wenn sie ausschließlich im Interesse des 
Betroffenen liegt und der Hessische Datenschutzbeauftragte vorab gehört worden ist.  

(…) 

Dritter Teil   Besonderer Datenschutz 

§ 35   Übermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die Übermittlung an 
öffentliche Stellen nur zulässig, sofern sichergestellt ist, daß bei dem Empfänger gleichwertige 
Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.  

                                                           

 

52 § 33 regelt die Datenverarbeitung für wissenschaftliche Zwecke und § 34 den Datenschutz bei Dienst- und 
Arbeitsverhältnissen. 
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9.8.2 Hessisches Meldegesetz (HMG)53 
In der Fassung vom 10.03.2006 (GVBl. I 2006, 66), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 

vom 22.11.2010 ( GVBl. 403, 404) 

ERSTER ABSCHNITT   Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Daten im Melderegister 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 speichern die Meldebehörden folgende 
Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Abs. 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise: 

(…) 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, 
rechtliche Zugehörigkeit der Ehegattin oder des Ehegatten zu einer Religionsgesellschaft, 
Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der Stiefeltern, 
dauerndes Getrenntleben von Ehegatten), 

(…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen für jede 
Einwohnerin und jeden Einwohner führen. Ordnungsmerkmale können die in § 3 Abs. 1 Nr. 6 und 7 
genannten Daten enthalten. 

(2) Soweit die Meldebehörden sich automatisierter Verfahren bedienen, können die 
Ordnungsmerkmale bei den automatisierten Registern für deren Zuständigkeitsbereich mit 
gemeindeübergreifender Eindeutigkeit vergeben und geführt werden. 

(3) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an Meldebehörden, öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften und innerhalb der Gemeinde, der die Meldebehörde angehört, 
übermittelt werden. 

                                                           

 

53 Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft. 
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VIERTER ABSCHNITT   Datenübermittlungen 

§ 32   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 31 Abs. 1 
genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln: 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensnamen/Künstlernamen, 

5. Tag und Ort der Geburt, 

6. Geschlecht, 

7. Staatsangehörigkeiten, 

8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, Tag des Ein- und Auszugs, 
bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

9. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder nicht, zusätzlich bei Verheirateten: 
Tag der Eheschließung, 

10. Zahl der minderjährigen Kinder, 

11. Übermittlungssperren und 

12. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln: 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Tag der Geburt, 

3. Geschlecht, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. Anschriften, Tag des Ein- und Auszugs, 

6. Übermittlungssperren und 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne von Satz 1 sind die Ehegattin oder der Ehegatte, minderjährige Kinder 
und die Eltern minderjähriger Kinder. Betroffene können verlangen, dass ihre Daten nicht übermittelt 
werden; sie sind hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit 
Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft übermittelt werden. 
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(3) Die Daten nach Abs. 1 und 2 dürfen auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch 
Datenübertragung übermittelt werden. § 9 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Eine Datenübermittlung 
nach Abs. 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass bei dem Datenempfänger 
ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft 
teilt dem für das Meldewesen zuständigen Ministerium die getroffenen Datenschutzmaßnahmen mit. 

§ 33   Datenübermittlung an den Kirchlichen Suchdienst 

Die Meldebehörde übermittelt dem Kirchlichen Suchdienst zur Erfüllung seiner Aufgaben von den 
Einwohnern, die aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten Gebieten 
stammen, folgende Daten: 

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Tag und Ort der Geburt, 

5. gegenwärtige Anschrift, 

6. Anschrift am 1. September 1939. 

§ 43   Rechtsverordnungen 

(1) Die für das Meldewesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

(…) 

5. das Nähere über das Verfahren der Datenübermittlung an den Kirchlichen Suchdienst nach § 33 zu 
bestimmen; 

(…) 

9.9 Mecklenburg-Vorpommern 

9.9.1 Gesetz zum Schutz des Bürgers bei der Verarbeitung seiner Daten 
(Landesdatenschutzgesetz - DSG M-V -)54 

Vom 28.03.2002 (GVOBl. M-V S. 154), vom 20.05.2011 (GVOBl. M-V S. 277, 278) 

Abschnitt 2   Verarbeitung von personenbezogenen Daten  

§ 7   Grundsatz 

(1) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nur zulässig, soweit  

                                                           

 

54 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der| Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr (ABl. EG Nr. L 281 S. 31). 
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1. die Vorschriften dieses Gesetzes sie zulassen, 

2. eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder zwingend voraussetzt oder 

3. der Betroffene eingewilligt hat. 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten,  

1. aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder 
weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen oder  

2. die die Gesundheit oder das Sexualleben betreffen, 

ist nur zulässig, wenn eine Rechtsvorschrift, die den Zweck der Verarbeitung bestimmt, sie 
ausdrücklich erlaubt.  

(…) 

§ 14   Übermittlung an Stellen innerhalb des öffentlichen Bereichs 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen innerhalb des öffentlichen Bereichs ist 
zulässig, wenn dies zur Erfüllung einer in der Zuständigkeit der Daten verarbeitenden Stelle liegenden 
Aufgabe erforderlich ist oder wenn die Nutzung der Daten zur Erfüllung einer in der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden Aufgabe erforderlich und nach § 1055 zulässig ist.  

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Empfängers, trägt dieser die Verantwortung. In diesem Falle prüft die 
übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers 
liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht.  

(3) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei 
dem Empfänger ausreichend Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. Die Feststellung trifft das 
Innenministerium nach Anhörung des Landesbeauftragten für den Datenschutz.  

9.9.2 Meldegesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern  
(Landesmeldegesetz - LMG -) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 30.01.2007 (GVOBl. M-V S. 34, ber. S. 93), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 01.12.2008 (GVOBl. M-V S. 461) 

Abschnitt I   Allgemeine Vorschriften 

§ 3   Speicherung von Daten (zu § 2 MRRG) 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten des Einwohners 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

                                                           

 

55 § 10 regelt das Nutzen personenbezogener Daten. 
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(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

§ 3a   Informationsregister, Vermittlungsstelle 

(1) Das Land richtet ein Informationsregister für Datenübermittlungen im automatisierten Verfahren 
an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen nach § 31, an öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften nach § 32 und die automatisierte Erteilung von Melderegisterauskünften 
nach § 34a56 ein. Die Daten sind im Informationsregister getrennt nach Meldebehörden zu speichern. 
Die Meldebehörden übermitteln über das einheitliche Verwaltungsnetz des Landes (Corporate 
Network LAVINE) die in § 3 Abs. 2 Nr. 10 und § 31 Abs. 1 Satz 1, für Datenübermittlungen nach 
§ 32 auch die in § 3 Abs. 1 Nr. 11, 15 und 16 genannten Daten der örtlichen Melderegister an das 
Informationsregister und aktualisieren diese fortlaufend.  

(2) Die Daten dürfen für Datenübermittlungen nach § 31, § 32 und die Erteilung von automatisierten 
Melderegisterauskünften nach § 34a im Informationsregister nur nach Meldebehörden getrennt 
verarbeitet werden. Datenabrufe, die über den Umfang einer einfachen Melderegisterauskunft 
hinausgehen, sind für ein Jahr zu protokollieren und dürfen für Zwecke der Datenschutzkontrolle 
verarbeitet und genutzt werden.  

(…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen die in § 3 Abs. 1 genannten Daten enthalten.  

(2) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an Behörden, sonstige 
öffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden. Soweit 
Ordnungsmerkmale nach Absatz 1 Satz 2 personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur 
übermittelt werden, wenn dem Empfänger auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen 
personenbezogenen Daten übermittelt werden dürfen. Der Empfänger der Daten darf die 
Ordnungsmerkmale nur an die jeweilige Meldebehörde übermitteln. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend für die Weitergabe von Ordnungsmerkmalen innerhalb der Gemeinde oder des Amtes, 
dem die Meldebehörde angehört.  

(…) 

Abschnitt II   Schutzrechte 

§ 11   Löschung und Aufbewahrung von Daten (zu § 10 MRRG) 

(…) 

(2) Nach dem Wegzug oder dem Tod eines Einwohners hat die Meldebehörde weiterhin folgende 
Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise zu speichern:  

                                                           

 

56 § 34a regelt die automatisierte Erteilung von Melderegisterauskünften (zu § 21 Melderechtsrahmengesetz). 
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(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

Abschnitt III   Meldepflichten 

§ 21   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters (zu § 4a Melderechtsrahmengesetz) 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde auf Antrag des 
Betroffenen oder von Amts wegen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung); andernfalls sind 
unrichtige Daten zu löschen. Von der Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen Behörden oder 
sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen 
unrichtige oder unvollständige Daten übermittelt worden sind.  

(…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren 
Ersuchen hin Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher 
Anhaltspunkte unterrichten. (…) 

(…) 

Abschnitt IV   Datenübermittlungen 

§ 31   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen (zu § 18 
MRRG) 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer 
Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

(1a) Die Daten dürfen auch auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch 
Datenübertragung übermittelt werden, wenn über die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel 
besteht, eine ausreichende Dokumentation des Übermittlungszweckes erfolgt und keine 
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Übermittlungssperre nach § 32 Abs. 2 Satz 3 oder § 34 Abs. 5 und 7 vorliegt. § 957 Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend.  

(…) 

§ 32   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (zu § 19 MRRG) 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 31 Abs. 1 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Tag der Geburt, 

3. Geschlecht, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

                                                           

 

57 § 9 regelt die Auskunft an den Betroffenen (zu § 8 Melderechtsrahmengesetz). 
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5. Übermittlungssperren sowie 

6. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er 
ist hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechtes der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind.  

(4) § 31 Abs. 1a gilt entsprechend. 

9.10 Niedersachsen 

9.10.1 Niedersächsisches Datenschutzgesetz (NDSG) 
In der Fassung vom 29.01.2002 (Nds. GVBl. S. 22), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 12.12.2012 (Nds. GVBl. S. 589) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  
§ 4   Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn  

1. dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift dies vorsieht oder 

2. die Betroffenen eingewilligt haben. 

(2) Die Einwilligung bedarf der Schriftform, es sei denn, dass wegen besonderer Umstände eine 
andere Form angemessen ist. Soweit die Einwilligung personenbezogene Angaben über die rassische 
und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben betrifft, muss sie sich ausdrücklich auf 
diese Angaben beziehen. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt 
werden, so ist die Einwilligungserklärung im äußeren Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben. 
Die Betroffenen sind in geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwilligung, insbesondere über den 
Verwendungszweck der Daten, bei einer beabsichtigten Übermittlung auch über die Empfänger der 
Daten aufzuklären. Die Betroffenen sind unter Darlegung der Rechtsfolgen darauf hinzuweisen, dass 
sie die Einwilligung verweigern oder mit Wirkung für die Zukunft widerrufen können.  

(3) Die Einwilligung ist unwirksam, wenn sie durch Androhung rechtswidriger Nachteile oder durch 
Fehlen der Aufklärung bewirkt wurde.  

Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

§ 15   Übermittlung an Stellen öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften 

1 Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen öffentlich-rechtlicher 
Religionsgesellschaften ist zulässig, wenn  

1. die Betroffenen eingewilligt haben, 
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2. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht, 

3. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle liegenden Aufgaben 
erforderlich ist und die Daten nach § 1058 verarbeitet werden dürfen, 

4. offensichtlich ist, dass die Übermittlung im Interesse der Betroffenen liegt und sie einwilligen 
würden, oder 

5. sie im öffentlichen Interesse liegt oder hierfür ein berechtigtes Interesse geltend gemacht wird 
und die Betroffenen in diesen Fällen der Übermittlung nicht widersprochen haben 

und sichergestellt ist, dass bei den Empfängern ausreichende Datenschutzmaßnahmen, insbesondere 
Regelungen zur Zweckbindung, getroffen sind. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 5 sind die Betroffenen 
über die beabsichtigte Übermittlung, die Art der zu übermittelnden Daten und den Verwendungszweck 
in geeigneter Weise und rechtzeitig zu unterrichten.  

9.10.2 Niedersächsisches Meldegesetz (NMG) 
In der Fassung vom 25.01.1998 (Nds. GVBl. S. 56), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

12.10.2006 (Nds. GVBl. S. 444) 

Zweiter Abschnitt   Meldepflichten 

§ 18   Beherbergungsstätten 

(…) 

(2) Die beherbergten Personen haben am Tag der Ankunft einen besonderen Meldeschein nach amtlich 
eingeführtem Formblatt handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben. Ehefrau und Ehemann 
sowie die eine Lebenspartnerschaft führenden Personen können auf dem Meldeschein, der von einem 
von ihnen auszufüllen und zu unterschreiben ist, gemeinsam aufgeführt werden. Minderjährige Kinder 
in Begleitung der Eltern sind nur der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn 
Personen füllt die Reiseleitung den besonderen Meldeschein aus; sie hat darüber hinaus die Zahl der 
Mitreisenden und deren Staatsangehörigkeit anzugeben. Hält sich eine Person, die sich nach Satz 1 
angemeldet hat, innerhalb von zwei Jahren erneut in derselben Beherbergungsstätte auf und liegt der 
handschriftlich ausgefüllte Meldeschein noch vor, so reicht es aus, wenn die Person einen seitens der 
Beherbergungsstätte mit den Angaben nach § 1959 Abs. 2 versehenen besonderen Meldeschein 
unterschreibt.  

(3) Beherbergte ausländische Gäste haben sich bei der Ausfüllung des besonderen Meldescheins 
gegenüber der Leitung der Beherbergungsstätte oder der von ihr beauftragten Person durch die 
Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments (Pass, Personalausweis oder ein anderes Passersatzpapier) 
auszuweisen. Dies gilt nicht für die mitreisende Ehefrau oder den mitreisenden Ehemann, die 
mitreisende Lebenspartnerin oder den mitreisenden Lebenspartner, mitreisende minderjährige Kinder 
und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Reisegesellschaften.  

(…) 

                                                           

 

58 § 10 regelt das Speichern, Verändern und Nutzen personenbezogener Daten. 
59 § 19 regelt die besonderen Meldescheine für Beherbergungsstätten. 
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(5) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für  

(…) 

4. Niederlassungen von Orden, Exerzitienhäuser und Heime der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

Dritter Abschnitt   Melderegister 

§ 22   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten der Einwohnerin oder 
des Einwohners einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im 
Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen und Künstlernamen, 

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden folgende Daten 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

10. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten: 

 steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, Religionszugehörigkeit der Ehefrau oder des 
Ehemannes, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der 
Pflege- und Stiefeltern). 

(…) 

§ 25   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, so hat es die Meldebehörde von Amts wegen 
oder auf Antrag der betroffenen Person zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der 
Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu 
unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen die unrichtigen oder 
unvollständigen Daten übermittelt worden sind.  

(2) Liegen der Meldebehörde bezüglich einzelner oder einer Vielzahl namentlich bezeichneter 
Einwohnerinnen und Einwohner konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Melderegisters vor, so hat sie den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln.  

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren 
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Ersuchen hin Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher 
Anhaltspunkte unterrichten. (…) 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

§ 29   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder einer sonstigen öffentlichen Stelle im Inland 
aus dem Melderegister  

(…) 

4. Ordensnamen und Künstlernamen, 

(…) 

übermitteln, wenn dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit oder der Zuständigkeit des Empfängers 
liegenden Aufgaben erforderlich ist. (…) 

(…) 

§ 30   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder aus dem Melderegister übermitteln:  

1. Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensnamen und Künstlernamen, 

5. Tag und Ort der Geburt, 

6. Geschlecht, 

7. Staatsangehörigkeiten, 

8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, Tag des Ein- und Auszugs, 

9. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht, zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern der Tag der Eheschließung oder 
der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

10. Zahl der minderjährigen Kinder, 

11. Übermittlungssperren sowie 

12. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  
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1. Vor- und Familiennamen, 

2. Tag der Geburt, 

3. Geschlecht, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. Übermittlungssperren sowie 

6. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne von Satz 1 sind die Ehefrau oder der Ehemann, minderjährige Kinder 
und die Eltern minderjähriger Kinder. Die betroffene Person kann der Datenübermittlung 
widersprechen; sie ist hierauf bei der Anmeldung nach § 960 Abs. 1 sowie mindestens einmal jährlich 
durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. In diesem Fall darf nur das in Satz 1 Nr. 4 genannte 
Datum der Ehefrau oder des Ehemannes übermittelt werden.  

(3) Die Meldebehörden dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 
1 auch die Ordnungsmerkmale (§ 24 Abs. 1) übermitteln.  

(4) § 1061 Abs. 3 und § 29 Abs. 1a Satz 1 gelten entsprechend.  

§ 32   Verordnungsermächtigung für regelmäßige Datenübermittlungen 

Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung regelmäßige Datenübermittlungen der 
Meldebehörde an andere Behörden, sonstige öffentliche Stellen, öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften und die Suchdienste auch durch Datenübertragung zuzulassen oder 
vorzuschreiben, wenn die Übermittlungen zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der Meldebehörde 
oder in der Zuständigkeit der Empfänger liegenden Aufgaben erforderlich sind. In der Verordnung 
sind Anlass und Zweck der Übermittlung, die Datenempfänger und die zu übermittelnden Daten 
festzulegen; daneben können Form und Verfahren der Übermittlung geregelt werden. 

9.11 Nordrhein-Westfalen 

9.11.1 Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen - DSG NRW -) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 09.06.2000 (GV. NRW. S. 542), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05.07.2011 (GV. NRW. S. 338) 

Erster Teil   Allgemeiner Datenschutz  

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

§ 4   Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn  

                                                           

 

60 § 9 regelt die Allgemeine Meldepflicht. 
61 § 10 regelt die Erfüllung der allgemeinen Meldepflicht. 
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a) dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder 

b) die betroffene Person eingewilligt hat. 

(…) 

(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten über die rassische oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen, die Gewerkschaftszugehörigkeit, die 
Gesundheit oder das Sexualleben ist nur zulässig, wenn sie in einer Rechtsvorschrift geregelt ist, die 
den Zweck der Verarbeitung bestimmt sowie angemessene Garantien zum Schutz des Rechtes auf 
informationelle Selbstbestimmung vorsieht. Darüber hinaus ist die Verarbeitung dieser Daten zulässig, 
wenn 

1. die betroffene Person eingewilligt hat, 

2. sie ausschließlich im Interesse der betroffenen Person liegt, 

3. sie sich auf Daten bezieht, die die betroffene Person selbst öffentlich gemacht hat, 

4. sie 

a) auf der Grundlage der §§ 15,28 und 29, 

b) zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche vor Gericht oder 

c) für die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, für Zwecke der Strafrechtspflege oder 
zum Schutz vergleichbarer Rechtsgüter 

erforderlich ist. 

(…) 

 

Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

§ 15   Übermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die 
Datenübermittlung an öffentliche Stellen zulässig, sofern sichergestellt ist, dass bei dem Empfänger 
ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. 

9.11.2 Meldegesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NRW - MG 
NRW -) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997 (GV. NRW. S. 332, ber. S. 386), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 08.12.2009 (GV. NRW. S. 765, ber. S. 793) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten des Einwohners 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  
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(…) 

5. Ordensnamen, Künstlernamen, 

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister oder 
an anderer Stelle folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen 
Hinweise:  

(…) 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten 

 steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, Religionszugehörigkeit des Ehegatten, 
Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der Pflege- und 
Stiefeltern), 

(…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen die in § 3 Abs. 1 genannten Daten enthalten.  

(2) Ordnungsmerkmale dürfen innerhalb der Gemeinde weitergegeben und im Rahmen von 
Datenübermittlungen an Behörden, sonstige öffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften übermittelt werden. Soweit Ordnungsmerkmale gemäß Absatz 1 Satz 2 
personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur übermittelt werden, wenn dem Empfänger auch die 
im Ordnungsmerkmal enthaltenen personenbezogenen Daten übermittelt werden dürfen.  

(…) 

§ 4a   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat die Meldebehörde es von Amts wegen zu 
berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen 
Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger 
Datenübermittlungen nach § 31 Abs. 4 und § 32 Abs. 1 und 2 unrichtige oder unvollständige Daten 
übermittelt worden sind.  

(…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen haben, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, die Meldebehörden unverzüglich 
zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren Ersuchen hin Meldedaten 
übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. 
(…) 
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Dritter Abschnitt   Meldepflichten 

§ 18   Datenerhebung; Meldeschein 

(…) 

(3) Die amtliche Meldebestätigung darf folgende Daten enthalten:  

(…) 

4. Ordensnamen, Künstlernamen, 

(…) 

§ 26   Beherbergungsstätten 

(…) 

(2) Die beherbergten Personen haben am Tage der Ankunft einen besonderen Meldeschein 
handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben; beherbergte Ausländer haben sich dabei gegenüber 
dem Leiter der Beherbergungsstätte oder seinem Beauftragten durch die Vorlage eines gültigen 
Identitätsdokuments (Pass, Personalausweis oder ein anderes Passersatzpapier) auszuweisen, soweit es 
sich nicht um mitreisende Ehegatten oder Lebenspartner und minderjährige Kinder sowie Teilnehmer 
von Reisegesellschaften von mehr als zehn Personen handelt. Der mitaufgenommene Ehegatte oder 
Lebenspartner kann auf demselben Meldeschein, der von einem der Ehegatten oder Lebenspartner 
auszufüllen und zu unterschreiben ist, aufgeführt werden. Minderjährige Kinder in Begleitung der 
Eltern sind nur der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn Personen trifft 
die Verpflichtung nach Satz 1 nur den Reiseleiter; er hat die Mitreisenden der Zahl nach unter Angabe 
ihrer Staatsangehörigkeit anzugeben. Nimmt eine Person innerhalb eines Jahres erneut Unterkunft in 
der Beherbergungsstätte und liegt der handschriftlich ausgefüllte besondere Meldeschein dort noch 
vor, reicht es aus, wenn die beherbergte Person einen mit den Angaben nach § 27 Abs. 2 versehenen 
besonderen Meldeschein eigenhändig unterschreibt.  

(…) 

(4) Absatz 2 gilt nicht für  

(…) 

4. Niederlassungen von Orden und Exerzitienhäuser der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

Vierter Abschnitt Datenübermittlungen 

§ 31  Datenübermittlung an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen; Datenweitergabe 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im In-
land aus dem Melderegister folgende Daten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ih-
rer Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich 
ist:  
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(…) 

5. Ordensnamen, Künstlernamen, 

(…) 

(1a) Die Daten dürfen auch auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch Daten-
übertragung übermittelt werden, wenn über die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel 
besteht und keine Übermittlungssperre nach § 32 Abs. 2 Satz 3 oder § 34 Abs. 6 und 8 vor-
liegt. § 962 Abs. 2a Satz 2 gilt entsprechend.  

(…) 

§ 32   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 31 Abs. 1 
genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen, Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren sowie 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen, 
                                                           

 

62 § 9 regelt die Auskunft an den Betroffenen. 
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2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. Anschriften, 

6. Übermittlungssperren sowie 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er 
ist hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
übermittelt werden.  

(3) In den Fällen des § 1758 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches dürfen die nach den Absätzen 1 
und 2 übermittelten Daten von der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft ausschließlich für 
seelsorgerische und steuerliche Zwecke verwendet werden.  

(4) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die Feststellung 
hierüber trifft das Innenministerium.  

(5) § 31 Abs. 1a gilt entsprechend.  

9.12 Rheinland-Pfalz 

9.12.1 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) [von Rheinland-Pfalz] 
Vom 05.07.1994 (GVBl. S. 293), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

20.12.2011 (GVBl. S. 427) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

§ 3   Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
bestimmter oder bestimmbarer natürlicher Personen (Betroffene).  

(…) 

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben.  

(…) 
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Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

§ 14 Datenübermittlung an öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, wenn 

1. sie zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden Stelle oder der Stelle, der die 
Daten übermittelt werden, erforderlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 12 Abs. 4 oder § 13 Abs. 2 Nr. 2 oder 
3 zulassen würden. 

(2) Die Übermittlung von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) ist nur zulässig, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung nach § 12 Abs. 5 oder eine Speicherung oder 
Nutzung nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 zulassen würden. 

(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen der Stelle, der die Daten übermittelt werden, trägt diese die 
Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im 
Rahmen der Aufgaben der Stelle, der die Daten übermittelt werden, liegt, es sei denn, daß besonderer 
Anlaß zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. In diesem Fall hat die erhebende Stelle 
der um Übermittlung ersuchten Stelle die für ihre Prüfung erforderlichen Angaben mitzuteilen. § 7 
Abs. 4 bleibt unberührt. 

(4) Die Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf die übermittelten Daten nur für den Zweck 
verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt worden sind. Eine Verarbeitung für andere Zwecke 
ist nur unter den Voraussetzungen des § 12 Abs. 4 oder des § 13 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 zulässig. 

(5) Sollen personenbezogene Daten zur Erfüllung von Aufgaben der Stelle, der die Daten übermittelt 
werden, ohne Vorliegen eines Übermittlungsersuchens übermittelt werden, hat die übermittelnde 
Stelle zu prüfen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die einer Erhebung der personenbezogenen Daten durch 
die Stelle, der die Daten übermittelt werden, entgegenstehen würden. 

 (…) 

§ 15   Datenübermittlung an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 

Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften gilt § 14 Abs. 1 bis 5 entsprechend, sofern sichergestellt ist, daß bei diesen der 
Datenschutz gewährleistet ist. 

9.12.2 Meldegesetz [von Rheinland-Pfalz] 
Vom 22.12.1982 (GVBl S. 463), zuletzt geändert durch Artikel 8 des gesetzes vom 20.12.2011 

(GVBl. S. 427, 428) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 speichern die Meldebehörden folgende 
Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 

(…) 
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5.  Ordensnamen, Künstlernamen, 

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise 

(…) 

2.  für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten: 

steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, rechtliche Zugehörigkeit der Ehegattin oder 
des Ehegatten zu einer Religionsgesellschaft, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- 
und Familiennamen und Anschrift der Stiefeltern sowie die Tatsache des dauernden 
Getrenntlebens bei Verheirateten), 

(…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe, von Ordnungsmerkmalen führen. Die 
Ordnungsmerkmale dürfen neben Geburtsdatum und Kennzeichnung des Geschlechts keine weiteren 
personenbezogenen Daten enthalten. 

(2) Die Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an Behörden, sonstige 
öffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden, wenn der 
empfangenden Stelle auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen personenbezogenen Daten 
übermittelt werden dürfen. Die empfangende Stelle darf die Ordnungsmerkmale außer an die jeweilige 
Meldebehörde nicht weiter übermitteln. § 31 Abs. 7 gilt entsprechend. 

 (…) 

Zweiter Abschnitt   Schutzrechte 

§ 10   Richtigkeit und Vollständigkeit der Melderegister, Sperrung von Daten 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, hat es die Meldebehörde von Amts wegen oder 
auf Antrag der betroffenen Person zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung); vor einer 
Fortschreibung von Amts wegen soll die betroffene Person gehört werden. Von der Fortschreibung 
sind unverzüglich diejenigen Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im 
Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen unrichtige oder unvollständige Daten übermittelt worden 
sind. 

(…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren 
Ersuchen hin Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher 
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Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 2 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, 
insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere 
Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht entgegen, soweit sie sich 
auf die Angabe beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. 

(…) 

§ 11   Löschung und Aufbewahrung von Daten 

(1) Die Meldebehörde hat gespeicherte Daten zu löschen, wenn sie zur Erfüllung der ihr obliegenden 
Aufgaben nicht mehr erforderlich sind. Das Gleiche gilt, wenn ihre Speicherung unzulässig war. 

(2) Nach dem Wegzug oder dem Tod einer Einwohnerin oder eines Einwohners hat die Meldebehörde 
weiterhin folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise 
zu speichern: 

 (…) 

5.  Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

Über die in Satz 1 genannten Daten hinaus darf die Meldebehörde nach dem Wegzug oder dem Tod 
einer Einwohnerin oder eines Einwohners weiterhin die Daten nach § 3 Abs. 2 Nr. 1, 2, 7 und 9 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister 
speichern. Soweit dies erforderlich ist, speichert die Meldebehörde außerdem die Feststellung der 
Tatsache nach § 3 Abs. 2 Nr. 4. Die Daten nach § 3 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 2 Nr. 2 sind nach Ablauf 
des auf den Wegzug oder den Tod der Einwohnerin oder des Einwohners folgenden Kalenderjahres zu 
löschen. Die Daten nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 sind nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende des 
Kalenderjahres des Wegzugs oder des Todes zu löschen. 

 (…) 

Dritter Abschnitt   Meldepflichten 

§ 26   Beherbergungsstätten 

(…) 

(2) Die beherbergte Person hat bei ihrer Ankunft einen besonderen Meldeschein auszufüllen und zu 
unterschreiben. Wer als Ehegattin, Ehegatte, Lebenspartnerin oder Lebenspartner mitreist, kann auf 
den Meldeschein aufgenommen werden. Minderjährige Kinder in Begleitung eines Elternteils sind nur 
der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn Personen trifft die Verpflichtung 
nach Satz 1 nur die Reiseleiterin oder den Reiseleiter; sie oder er hat die Mitreisenden der Zahl nach 
unter Angabe ihres Herkunftslandes anzugeben. Beherbergte ausländische Gäste, die nach den Sätzen 
1 bis 4 namentlich auf dem Meldeschein aufzuführen sind, haben sich bei der Anmeldung den 
Leiterinnen und Leitern der Beherbergungsstätten oder ihren Beauftragten gegenüber durch die 
Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments auszuweisen, soweit es sich nicht um die mitreisende 
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Ehegattin oder den mitreisenden Ehegatten, um minderjährige Kinder in der Begleitung der Eltern 
oder eines Elternteils oder um Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Reisegesellschaften von mehr als 
zehn Personen handelt. Nimmt eine nach Satz 1 angemeldete Person innerhalb eines Jahres erneut 
Unterkunft in der Beherbergungsstätte, genügt es, wenn sie einen mit den Angaben nach § 27 Abs. 2 
versehenen Meldeschein eigenhändig unterschreibt. 

 (…) 

(4) Absatz 2 gilt nicht für 

(…) 

4. Niederlassungen von Orden und Exerzitienhäuser der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

§ 31   Datenübermittlung an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen, Datenweitergabe 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten von Einwohnerinnen und Einwohnern übermitteln, soweit dies zur 
Erfüllung von in ihrer Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit der empfangenden Stelle liegenden 
Aufgaben erforderlich ist: 

 (…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen,  

(…) 

§ 32   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 31 Abs. 1 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln: 

1.  Familiennamen, 

2.  frühere Namen, 

3.  Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5.  Ordensnamen/Künstlernamen, 

6.  Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 
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10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; bei Verheirateten zusätzlich Tag der Eheschließung, bei Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartnern zusätzlich Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort.  

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln: 

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6.  Übermittlungssperren, 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind die Ehegattin oder der Ehegatte, minderjährige Kinder 
und die Eltern minderjähriger Kinder. Die oder der Betroffene kann verlangen, dass ihre oder seine 
Daten nicht übermittelt werden. Hierauf ist sie oder er bei der Anmeldung nach § 1363 Abs. 1 sowie 
mindestens einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit 
Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft übermittelt werden. 

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass 
bei der empfangenden Stelle ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die Feststellung 
trifft das für das Melderecht zuständige Ministerium. § 31 Abs. 1 Satz 3 und § 964 Abs. 2 Satz 2 gelten 
entsprechend. 

(4) Die Datenübermittlung erfolgt gebührenfrei. 

 

§ 33   Datenübermittlung an den Suchdienst 

(1) Die Meldebehörde übermittelt dem Suchdienst zur Erfüllung seiner Aufgaben von den 
Einwohnerinnen und Einwohnern, die aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
bezeichneten Gebieten stammen, folgende Daten: 
                                                           

 

63 § 13 regelt die allgemeine Meldepflicht. 
64 § 9 regelt die Auskunft an Betroffene und die Meldebescheinigung. 
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(…) 

7. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft. 

9.13 Saarland 

9.13.1 Meldegesetz (MG) [von Saarland] 
Vom 14.12.1982 (Amtsbl. 1983 S. 25), in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.02.2006 

(Amtsbl. S. 278) 

Erster Abschnitt Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten einschließlich der zum 
Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden im Melderegister 
folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  

(…) 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten 

 steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, rechtliche Zugehörigkeit der Ehepartnerin 
oder des Ehepartners zu einer Religionsgesellschaft, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- 
und Familiennamen sowie Anschrift der Stiefeltern), 

(…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen die in § 3 Abs. 1 genannten Daten enthalten.  

(2) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an Behörden, sonstige 
öffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden. Soweit 
Ordnungsmerkmale gemäß Absatz 1 Satz 2 personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur 
übermittelt werden, wenn der empfangenden Stelle auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen 
personenbezogenen Daten übermittelt werden dürfen. Ordnungsmerkmale dürfen von der Daten 
empfangenden Stelle nur an die jeweilige Meldebehörde übermittelt werden. § 31 Abs. 6 Satz 1 gilt 
entsprechend.  

(…) 
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§ 4a   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Sind gespeicherte Daten unrichtig oder unvollständig, hat die Meldebehörde die Daten von Amts 
wegen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der Fortschreibung sind unverzüglich 
diejenigen Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rahmen 
regelmäßiger Datenübermittlungen nach § 31 Abs. 4 und § 32 Abs. 1 und 2 unrichtige oder 
unvollständige Daten übermittelt worden sind.  

(…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, haben die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren 
Ersuchen hin Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher 
Anhaltspunkte unterrichten. (…) 

(…) 

Dritter Abschnitt Meldepflichten 

§ 26   Beherbergungsstätten 

(…) 

(2) Die beherbergten Personen haben am Tag der Ankunft einen besonderen Meldeschein 
handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben; beherbergte Ausländerinnen und Ausländer haben 
sich dabei gegenüber der Leitung der Beherbergungsstätte oder deren beauftragten Person durch die 
Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments (Pass, Personalausweis oder ein Passersatzpapier) 
auszuweisen, soweit es sich nicht um mitreisende Ehepartnerinnen oder -partner, Lebenspartnerinnen 
oder -partner und minderjährige Kinder sowie teilnehmende Personen von Reisegesellschaften 
handelt. Mitreisende Ehepartnerinnen oder -partner und Lebenspartnerinnen oder -partner können auf 
dem Meldeschein gemeinsam aufgeführt werden, der von einem von ihnen handschriftlich auszufüllen 
und von beiden zu unterschreiben ist. Minderjährige Kinder in Begleitung der Eltern sind nur der Zahl 
nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als 10 Personen trifft die Verpflichtung nach Satz 
1 nur die mit der Reiseleitung beauftragte Person; sie hat die Mitreisenden der Zahl nach unter Angabe 
ihres Herkunftslandes anzugeben. Hat die beherbergte Person bereits einen besonderen Meldeschein 
nach Satz 1 handschriftlich ausgefüllt und nimmt diese Person innerhalb desselben Jahres erneut 
Unterkunft in der Beherbergungsstätte, so genügt es, wenn sie ihre erstmalig gemachten Angaben 
unterschriftlich bestätigt. In diesem Falle ist der erstmalig handschriftlich ausgefüllte besondere 
Meldeschein ebenfalls nach § 2765 Abs. 3 bereitzuhalten.  

(…) 

(4) Absatz 2 gilt nicht für  

(…) 

                                                           

 

65 § 27 regelt die besonderen Meldescheine für Beherbergungsstätten. 
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4. Niederlassungen von Orden und Exerzitienhäuser der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

Vierter Abschnitt Datenübermittlungen 

§ 31   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer Zuständigkeit 
oder in der Zuständigkeit der empfangenden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

(1a) Die Daten dürfen auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch Datenübertragung 
übermittelt werden, wenn über die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel besteht und keine 
Übermittlungssperre nach § 32 Abs. 2 Satz 3 oder keine Auskunftssperre nach § 3466 Abs. 5 und 7 
vorliegt. § 967 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.  

(…) 

§ 32 Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 31 Abs. 1 
Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben außer der Zugehörigkeit zu der 
betreffenden öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft folgende Daten ihrer Mitglieder übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. frühere Namen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

                                                           

 

66 § 34 regelt die Melderegisterauskünfte. 
67 § 9 regelt die Auskunft an die betroffene Person. 
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11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder nicht oder eine 
Lebenspartnerschaft führend; zusätzlich bei Verheirateten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern: 
Tag der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren und/oder Auskunftssperren, 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Absatz 1 gilt für Familienangehörige der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, entsprechend. Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 
sind die Ehepartnerin oder der Ehepartner, minderjährige Kinder und die Eltern minderjähriger 
Kinder. Die betroffene Person kann verlangen, dass ihre Daten nicht übermittelt werden, sie ist hierauf 
bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei der Daten empfangenden Stelle ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. Die 
Feststellung hierüber trifft das Ministerium für Inneres, Familie, Frauen und Sport.  

(4) § 31 Abs. 1a gilt entsprechend.  

9.13.2 Saarländisches Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten 
(Saarländisches Datenschutzgesetz – SDSG –) 

Vom 28.01.2008 (Amtsbl. S. 293, ber. S. 883), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
18.05.2011 (Amtsbl. I S. 184) 

Erster Teil   Allgemeiner Datenschutz  

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

§ 4   Zulässigkeit der Datenverarbeitung; Datenvermeidung und Datensparsamkeit 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn  

a)  dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder 

b)  die oder der Betroffene eingewilligt hat. 

(…) 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten über die rassische oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit 
oder Sexualleben ist nur auf Grund einer besonderen Rechtsvorschrift zulässig. Dies gilt nicht, wenn  

1. die oder der Betroffene eingewilligt hat, 

2. die Datenverarbeitung ausschließlich in seinem lebenswichtigen Interesse liegt und eine 
Einwilligung nicht oder nicht rechtzeitig eingeholt werden konnte, 

3. die Angaben aus allgemein zugänglichen Quellen stammen und von der oder vom Betroffenen 
selbst offenbart wurden, 
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4. die Datenverarbeitung im Rahmen der Vorschriften der §§ 30, 31, 3268 oder 33 erforderlich ist, 

5. ein rechtliches Interesse an der Verarbeitung der Daten besteht oder 

6. die Datenverarbeitung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder zur 
Strafverfolgung erforderlich ist. 

(…) 

Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

§ 13   Speicherung, Veränderung und Nutzung; Zweckbindung  

(1) Das Speichern, Verändern und Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es zur 
Erfüllung der Aufgaben der öffentlichen Stelle erforderlich ist. Die Daten dürfen nur für Zwecke 
verarbeitet werden, für die sie erhoben worden sind. Daten, von denen die Stelle ohne Erhebung 
Kenntnis erlangt hat, dürfen nur für Zwecke verarbeitet werden, für die sie erstmals gespeichert 
worden sind.  

(…) 

§ 14   Übermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, wenn sie zur 
Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden Stelle oder der Empfängerin oder des Empfängers 
erforderlich ist und die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 Satz 2 oder Satz 3 oder des Absatzes 2 
vorliegen sowie zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 13 Abs. 3.  

(2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere 
personenbezogene Daten der oder des Betroffenen oder einer oder eines Dritten in Akten so 
verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die 
Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen der oder des Betroffenen 
oder einer oder eines Dritten an deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Nutzung dieser 
Daten ist unzulässig.  

(3) Die Verantwortung für die Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. (…)  

(4) Die Empfängerin oder der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für die Zwecke verarbeiten, 
zu deren Erfüllung sie ihr oder ihm übermittelt worden sind; § 13 Abs. 2 findet entsprechende 
Anwendung.  

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn personenbezogene Daten innerhalb einer 
öffentlichen Stelle weitergegeben werden.  

                                                           

 

68 § 30 regelt die Datenverarbeitung zum Zwecke wissenschaftlicher Forschung, § 31 die Datenverarbeitung bei 
Dienst- und Arbeitsverhältnissen und § 32 das Fernmessen und das Fernwirken.  
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Dritter Teil   Besonderer Datenschutz  

§ 33   Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften ist in entsprechender Anwendung des § 14 zulässig, sofern sichergestellt ist, 
dass bei der Empfängerin oder dem Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind.  

9.14 Sachsen 

9.14.1 Gesetz zum Schutz der informationellen Selbstbestimmung im Freistaat 
Sachsen (Sächsisches Datenschutzgesetz – SächsDSG -) 

Vom 25.08.2003 (SächsGVBl. S. 330), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
14.07.2011 (SächsGVBl. S. 940) 

Abschnitt 1   Allgemeine Vorschriften  

§ 4   Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, 

1. wenn dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder 

2. soweit der Betroffene eingewilligt hat. 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, 
politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen oder die 
Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie von Daten über Gesundheit oder Sexualleben, ist nur 
zulässig, wenn 

1. aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses eine besondere Rechtsvorschrift dies 
ausdrücklich vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2. der Betroffene eingewilligt hat, wobei sich die Einwilligung ausdrücklich auf diese Daten beziehen 
muss, 

3. die Verarbeitung für den Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines Dritten 
erforderlich ist, sofern der Betroffene aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, seine 
Einwilligung zu erteilen, oder 

4. offenkundig ist, dass der Betroffene die Daten selbst öffentlich zugänglich gemacht hat. 

 (…) 

Abschnitt 2   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

§ 13   Speicherung, Veränderung und Nutzung 

(1) Das Speichern, Verändern und Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es 

1. zur Erfüllung der Aufgaben der öffentlichen Stelle erforderlich ist und die Daten nicht in 
unzulässiger Weise erhoben worden sind und 
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2. für Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind; ist keine Erhebung vorausgegangen, 
sind die Zwecke maßgebend, für die die Daten erstmalig gespeichert worden sind. 

 (…) 

§ 14   Übermittlung an öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen im Sinne dieses Gesetzes, an 
öffentliche Stellen der anderen Länder, des Bundes, der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
sowie an Organe und Einrichtungen der Europäischen Union ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden Stelle oder des Empfängers erforderlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 13 Abs. 1 bis 4 zulassen würden. 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Empfängers, trägt dieser die Verantwortung. In diesem Fall prüft die 
übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers 
liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 

(3) Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung 
sie ihm übermittelt worden sind. Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist nur unter den 
Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 zulässig. Unterliegen die übermittelten Daten einem Berufs- oder 
besonderen Amtsgeheimnis, ist ihre Verarbeitung für andere Zwecke nur zulässig, wenn die zur 
Verschwiegenheit verpflichtete Person oder Stelle eingewilligt hat. 

(4) Für die Übermittlung verbundener Daten gilt § 13 Abs. 5 entsprechend. 

§ 15   Übermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Für die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften gilt § 
14 entsprechend, sofern für den Empfänger ausreichende Datenschutzregelungen gelten. Die 
Feststellung hierüber trifft das Staatsministerium für Kultus im Einvernehmen mit dem Sächsischen 
Datenschutzbeauftragten. 

9.14.2 Sächsisches Meldegesetz (SächsMG) 
Vom 11.04.1997 (SächsGVBl. S. 377), in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.07.2006 

(SächsGVBl. S. 388), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 06.12.2011 
(SächsGVBl. S. 638) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 5   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden im Melderegister folgende Daten der 
meldepflichtigen Einwohner einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen 
Hinweise: 

 (…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 
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10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Außer den in Absatz 1 genannten Daten speichern die Meldebehörden im Melderegister folgende 
Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  

(…) 

2. für die Mitwirkung bei der Ausstellung von Lohnsteuerkarten die hierfür erforderlichen 
steuerrechtlichen Daten (Steuerklasse, Freibeträge, rechtliche Zugehörigkeit des Ehegatten zu einer 
Religionsgesellschaft, dauerndes Getrenntleben, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und 
Familiennamen sowie Anschrift der Stiefeltern), 

(…) 

§ 6   Erhebung von Daten 

(1) Bei der Anmeldung nach § 10 Abs. 1 und beim Wechsel der Hauptwohnung nach § 12 Abs. 4 Satz 
2 werden die in § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 16 und Abs. 2 Nr. 2, bei der Abmeldung nach § 10 Abs. 2 die in § 
5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 6, 7 und 9 bis 13 genannten Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer 
Richtigkeit erforderlichen Hinweise erhoben. 

(2) Außer den in Absatz 1 genannten Daten dürfen bei der Anmeldung nach § 10 Abs. 1 folgende 
Daten erhoben werden: 

 (…) 

2.  

soweit eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert, die rechtliche Zugehörigkeit 
zu einer privatrechtlichen Religionsgesellschaft, 

 (…) 

Die Meldebehörden dürfen diese Daten nur so lange speichern, wie dies zur ordnungsgemäßen 
Übermittlung der Daten erforderlich ist. 

Zweiter Abschnitt   Meldepflichten 

Zweiter Unterabschnitt   Besondere Meldepflichten 

§ 18   Beherbergungsstätten 

(…) 

(2) Die beherbergten Personen haben am Tage der Ankunft einen besonderen Meldeschein 
handschriftlich auszufüllen, zu unterschreiben und mit ihrem Personalausweis, Pass oder Passersatz 
dem Leiter der Beherbergungsstätte oder seinem Beauftragten vorzulegen. Ehegatten oder 
Lebenspartner können einen gemeinsamen Meldeschein verwenden, der von einem von ihnen 
handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben ist. Minderjährige Kinder sind nur der Zahl nach 
anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als zehn Personen trifft die Verpflichtung nach Satz 1 
nur den Reiseleiter; er hat die Mitreisenden der Zahl nach anzugeben. Nimmt eine nach Satz 1 
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angemeldete Person innerhalb eines Jahres erneut Unterkunft in der Beherbergungsstätte, genügt es, 
wenn sie einen mit den Angaben nach § 19 Abs. 2 versehenen Meldeschein eigenhändig unterschreibt. 

 (…) 

(4) Absatz 2 gilt nicht für die Aufnahme in  

(…) 

4. Einrichtungen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften. 

Dritter Abschnitt   Schutzrechte 

§ 25   Fortschreibung des Melderegisters 

(…) 

(2) Von der Fortschreibung des Melderegisters sind die Stellen zu verständigen, denen die Daten 
regelmäßig übermittelt wurden. 

 (…) 

(4) Die in Absatz 2 genannten Datenempfänger haben, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen 
Statistik wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, die Meldebehörden 
unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf ihr Ersuchen 
Meldedaten übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte 
unterrichten. Absatz 3 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, insbesondere das 
Steuergeheimnis nach § 30 AO 1977, und Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse stehen der 
Unterrichtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht entgegen, soweit sie sich auf die Angabe beschränkt, dass 
konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen. 

Vierter Abschnitt Datenübermittlung 

§ 29   Datenübermittlung an Behörden und sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle in der 
Bundesrepublik Deutschland aus dem Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, 
wenn dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit oder der Zuständigkeit des Empfängers liegenden 
Aufgaben erforderlich ist: 

 (…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

Werden diese Daten für eine Personengruppe listenmäßig oder in sonst zusammengefasster Form 
übermittelt, so dürfen für die Zusammensetzung der Personengruppe nur die in Satz 1 genannten 
Daten zugrunde gelegt werden. Für Übermittlungen an Behörden und sonstige öffentliche Stellen 

1. in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, 

2. in anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 
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3. der Organe und Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften 

im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in den Anwendungsbereich des Rechts der 
Europäischen Gemeinschaften fallen, gilt Satz 1 nach den für diese Übermittlungen geltenden 
Gesetzen und Vereinbarungen. Den in Absatz 4 bezeichneten Behörden darf die Meldebehörde unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 über die dort genannten Daten hinaus auch Angaben nach § 5 Abs. 
1 Nr. 16 übermitteln. Die Daten dürfen auch auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch 
Datenübertragung übermittelt werden, wenn über die Identität der anfragenden Stelle kein Zweifel 
besteht, keine Übermittlungssperre nach § 30 Abs. 2 Satz 3 oder § 34 Abs. 1 oder 2 vorliegt und die 
datenschutzrechtlichen Anforderungen des § 32 Abs. 2 Satz 2 gewährleistet sind. 

 (…) 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 trägt die Meldebehörde die Verantwortung für die Zulässigkeit 
der Übermittlung. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des Empfängers, prüft die Meldebehörde 
nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers liegt, sofern nicht im 
Einzelfall Anlass zu weitergehender Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. Im Übrigen 
trägt der Empfänger die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung. 

(…) 

§ 30   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde übermittelt einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft auf Antrag unter 
den in § 29 Abs. 1 genannten Voraussetzungen folgende Daten ihrer Mitglieder: 

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, unter Kennzeichnung des Rufnamens, 

3. frühere Familiennamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland 
auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft führend 
oder nicht, bei Verheirateten oder Lebenspartnern auch Tag der Eheschließung oder Begründung der 
Lebenspartnerschaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 
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14. Sterbetag und -ort. 

§ 29 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln: 

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, unter Kennzeichnung des Rufnamens, 

3. Tag der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6. Übermittlungssperren, 

7. Sterbetag, 

8. Anschrift des Ehegatten. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann der Übermittlung seiner Daten widersprechen. Dies gilt 
nicht, soweit durch Landesrecht bestimmt ist, dass Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der 
jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft an diese zu übermitteln sind. Der Betroffene ist 
bei der Anmeldung nach § 10 Abs. 1 auf sein Widerspruchsrecht hinzuweisen. 

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass 
bei dem Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. 

9.15 Sachsen-Anhalt 

9.15.1 Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten der Bürger [von Sachsen-
Anhalt] (DSG-LSA) 

Vom 12.03.1992 (GVBl. LSA S. 152), in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.02.2002 
(GVBl. LSA S. 54), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.09.2011 (GVBl. LSA 

S. 648) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener). Handelt es sich dabei um Angaben 
über die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische 
Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben, sind diese 
personenbezogene Daten besonderer Art. Allgemein zugänglich sind personenbezogene Daten, die 
jedermann ohne oder nach vorheriger Anmeldung, Zulassung oder Entrichtung eines Entgelts 
verwenden kann. 
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 (…) 

Zweiter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung 

§ 10    Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung 

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten ist zulässig, wenn es zur 
Erfüllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und 
es für die Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, 
dürfen die Daten nur für die Zwecke verändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden 
sind. 

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2. der Betroffene eingewilligt hat, 

3. offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass er in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung verweigern würde, 

4. Angaben des Betroffenen überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren 
Unrichtigkeit bestehen, 

5. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die verantwortliche 
Stelle sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt, 

6. es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer sonstigen gegenwärtigen 
erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist, 

7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug 
von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches oder von 
Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung 
von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist, 

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person 
erforderlich ist oder 

9. es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse 
an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. 

 (...) 

§ 11   Datenübermittlung an öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder des Dritten, an den 
die Daten übermittelt werden liegenden Aufgaben erforderlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 10 zulassen würden. 
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(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die 
Verantwortung. In diesem Falle prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im 
Rahmen der Aufgaben des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, liegt, es sei denn, dass 
besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 7 Abs. 4 bleibt 
unberührt.69  

(3) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf die übermittelten Daten für den Zweck (§ 9 
Abs. 1 und 2) verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine 
Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 
zulässig.  

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dass bei dem 
Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. Die Feststellung hierüber trifft, 
soweit sie nicht durch das Innenministerium generell erfolgt ist, die übermittelnde Stelle. 

(...) 

Sechster Abschnitt   Schlussvorschriften  

§ 34   Verarbeitung personenbezogener Daten aus ehemaligen Einrichtungen 

(1) Abweichend von § 10 Abs. 1 ist das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten 
aus ehemaligen Einrichtungen durch die nach § 33 Abs. 1 bestimmten verantwortlichen Stellen 
zulässig, soweit 

1. die Kenntnis der Daten zur Erfüllung einer in der Zuständigkeit dieser Stellen liegenden Aufgabe 
erforderlich ist, 

2. die erneute Erhebung dieser Daten einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellt, 

3. der Betroffene der Verarbeitung oder Nutzung nicht nach § 35 widersprochen hat und 

4. die Zuständigkeit der verantwortlichen Stellen eindeutig bestimmt ist. 

Satz 1 gilt nicht für eine Verwendung der Daten zum Nachteil des Betroffenen, wenn anzunehmen ist, 
dass sie unter Verstoß gegen die Menschenwürde erhoben worden sind. 

 (…) 

§ 35   Widerspruchsrecht 

(1) Der Betroffene kann der Verarbeitung und Nutzung seiner personenbezogenen Daten 
widersprechen, wenn die Daten ohne seine Mitwirkung durch eine ehemalige Einrichtung erhoben 
oder gespeichert wurden und die Daten nach geltendem Recht nicht ohne seine Mitwirkung erhoben 
werden dürfen oder wenn anzunehmen ist, dass sie unter Verstoß gegen die Menschenwürde erhoben 
worden sind. 

                                                           

 

69 § 7 Abs. 4 regelt die Verantwortlichkeit und Überprüfung der Zulässigkeit der Nutzung automatisierter 
Abrufverfahren. 
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(2) Der Betroffene ist in geeigneter Weise über 

1. die Herkunft solcher Daten, 

2. die Art der ursprünglichen Verwendung, 

3. die Art und den Umfang der beabsichtigten Verarbeitung oder Nutzung, 

4. die nunmehr zuständige speichernde Stelle und 

5. die bestehende Widerspruchsmöglichkeit 

zu unterrichten. Die Unterrichtung kann auch in allgemeiner Form erfolgen, soweit eine 
Einzelunterrichtung wegen des damit verbundenen unverhältnismäßigen Aufwands nicht geboten 
erscheint und schutzwürdige Belange der Betroffenen nicht überwiegen. 

9.15.2 Meldegesetz des Landes Sachsen-Anhalt (MG LSA) 
Vom 18.09.1992 (GVBl. LSA S. 682), in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.1996 

(GVBl. LSA S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12.12.2011 
(GVBl. LSA S. 825) 

Dritter Abschnitt   Melderegister 

§ 22   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten der Einwohner 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 

(...) 

5. Ordensnamen, Künstlernamen, 

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(...) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden folgende Daten 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 

(...) 

6. für die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte: 

steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, Religionszugehörigkeit des Ehegatten, 
Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der Pflege- und 
Stiefeltern), 

(...) 

§ 23   Zweckbindung der Daten 

Die Meldebehörden dürfen die nach § 22 Abs. 2 im Melderegister gespeicherten Daten nur im 
Rahmen der dort genannten Zwecke verarbeiten oder nutzen. Sie haben diese Daten nach der 
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jeweiligen Zweckbestimmung gesondert zu speichern oder auf andere Weise sicherzustellen, dass sie 
nur nach Maßgabe des Satzes 1 verarbeitet oder genutzt werden. Diese Daten dürfen nur insoweit 
zusammen mit den in § 22 Abs. 1 bezeichneten Daten verarbeitet oder genutzt werden, als dies zur 
Erfüllung der jeweiligen Aufgaben erforderlich ist. § 29 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt mit der 
Maßgabe, dass 

1. die nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 genannten Daten nur an die mit der Vorbereitung, Durchführung und 
Prüfung von Wahlen, Volksinitiativen, Volksbegehren, Volksentscheiden, Einwohneranträgen, 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden zuständigen Stellen übermittelt oder weitergegeben werden 
dürfen, 

2. die in § 22 Abs. 2 Nr. 9 genannte Angabe nur an das Bundesamt für Finanzen übermittelt werden 
darf. 

Die in Satz 4 Nrn. 1 und 2 genannten Daten dürfen auch nach § 28 Abs. 2 übermittelt werden. 

§ 24   Ordnungsmerkmal 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen die in § 22 Abs. 1 Nrn. 6 und 7 genannten Daten enthalten. 

(2) Ordnungsmerkmale dürfen außer an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften nicht übermittelt 
werden. 

§ 26   Löschung und Aufbewahrung von Daten 

(...) 

(2) Nach dem Wegzug und der Auswertung der Rückmeldung oder nach dem Tod des Einwohners 
sind die in § 22 Abs. 1 Nrn. 9, 14 bis 17 sowie in Abs. 2 Nrn. 2 bis 5 und 7 genannten Daten 
unverzüglich, die in § 22 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 2 Nr. 6 genannten Daten mit Ablauf des auf den Tod 
oder den Wegzug des Einwohners folgenden Kalenderjahres zu löschen. Daten nach § 22 Abs. 2 Nr. 5 
sind unverzüglich nach Übermittlung an die Suchdienste zu löschen. Die übrigen Daten bleiben noch 
fünf Jahre lang gespeichert. Danach sind sie 50 Jahre lang gesondert aufzubewahren und durch 
technische und organisatorische Maßnahmen zu sichern. Während dieser Zeit dürfen die Daten mit 
Ausnahme der Vornamen, des Familiennamens sowie etwaiger früherer Namen, des Tages und des 
Ortes der Geburt, der gegenwärtigen und früheren Anschriften, des Auszugstages, des Sterbetages und 
-ortes nicht mehr verarbeitet oder genutzt werden, es sei denn, dass dies zu wissenschaftlichen 
Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot, zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung der in § 
29 Abs. 3 Satz 1 genannten öffentlichen Stellen, für Wahlzwecke oder zur Feststellung der Tatsache 
nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 a unerlässlich ist oder der Betroffene schriftlich eingewilligt hat. 

 (...) 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlung 

§ 28   Datenübermittlung zwischen den Meldebehörden 

(1) Hat sich ein Einwohner bei einer Meldebehörde angemeldet, so hat diese die bisher zuständige 
Meldebehörde und die für weitere Wohnungen zuständigen Meldebehörden hiervon durch 
Übermittlung der in § 22 Abs. 1 Nrn. 1 bis 18 genannten Daten des Betroffenen zu unterrichten 
(Rückmeldung). Bei einem Zuzug aus dem Ausland ist die für den letzten Wohnort im Inland 
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zuständige Meldebehörde zu unterrichten. Die Daten sind unverzüglich, spätestens jedoch drei 
Werktage nach der Anmeldung zu übermitteln. Die Übermittlung soll auf automatisiert verarbeitbaren 
Datenträgern oder durch Datenübertragung erfolgen. § 27 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Die bisher zuständige Meldebehörde hat die übermittelten Daten unverzüglich zu verarbeiten und 
die Meldebehörde der neuen Wohnung spätestens innerhalb einer Woche über die in § 22 Abs. 2 Nrn. 
1, 1 a, 2, 8 und 9 genannten Tatsachen sowie dann zu unterrichten, wenn die in Absatz 1 bezeichneten 
Daten von den bisherigen Angaben abweichen. Die Übermittlung soll auf automatisiert verarbeitbaren 
Datenträgern oder durch Datenübertragung erfolgen. § 27 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(…) 

§ 29   Datenübermittlung an andere öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen öffentlichen Stelle im Inland unter der Voraussetzung des 
§ 11 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten der Bürger aus dem 
Melderegister folgende Daten übermitteln:  

(…) 

4. Ordensnamen, Künstlernamen, 

(…) 

im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in den Anwendungsbereich des Rechts der 
Europäischen Gemeinschaften fallen, gilt Satz 1 nach den für diese Übermittlungen geltenden 
Gesetzen und Vereinbarungen. Den in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten öffentlichen Stellen darf die 
Meldebehörde unter den Voraussetzungen des Satzes 1 über die dort genannten Daten hinaus die 
Angaben nach § 22 Abs. 1 Nr. 17 übermitteln. Werden Daten über eine Vielzahl nicht namentlich 
bezeichneter Personen übermittelt, so dürfen für die Zusammensetzung der Personengruppe nur die in 
Satz 1 genannten Daten zugrunde gelegt werden. 

(2) Die Übermittlung weiterer als der in Absatz 1 Satz 1 und 3 bezeichneten Daten oder die 
Übermittlung von Hinweisen zu Daten des § 22 mit Ausnahme der Daten nach § 22 Abs. 2 Nrn. 1 und 
9 ist zulässig, wenn der Dritte, an den übermittelt wird, 

1. ohne Kenntnis der Daten zur Erfüllung einer ihm übertragenen und auf Rechtsvorschriften 
beruhenden Aufgabe nicht in der Lage wäre und 

2. die Daten beim betroffenen Einwohner nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand erheben könnte 
oder von einer Datenerhebung nach Art der Aufgabe, zu der die Daten erforderlich sind, abgesehen 
werden muss. 

Der Dritte, an den übermittelt wird, bezeichnet in dem Übermittlungsersuchen die Aufgabe, zu deren 
Erledigung er die Daten anfordert, führt die Rechtsvorschrift an, auf der die Aufgabe beruht, und 
erklärt, dass die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 im Einzelfall vorliegen. Die Meldebehörde prüft 
das Vorliegen der Übermittlungsvoraussetzungen, wenn im Einzelfall hierzu Anlass besteht. 

(…) 

(4) Der Dritte darf die Daten und Hinweise, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für die 
Zwecke verarbeiten oder nutzen, zu deren Erfüllung sie ihm übermittelt oder weitergegeben worden 
sind. In den Fällen des § 35 Abs. 2 und 3 ist eine Verarbeitung oder Nutzung der übermittelten oder 
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weitergegebenen Daten und Hinweise nur zulässig, wenn die Beeinträchtigung schutzwürdiger 
Interessen des Betroffenen ausgeschlossen werden kann. 

(5) Innerhalb der Meldebehörde (§ 2 Abs. 1) dürfen unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
sämtliche der in § 22 Abs. 1 aufgeführten Daten und Hinweise sowie das Ordnungsmerkmal 
weitergegeben werden. Für die Weitergabe von Daten und Hinweisen nach § 22 Abs. 2 gelten die 
Absätze 2 und 4 entsprechend. 

§ 30   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder aus dem Melderegister übermitteln: 

1. Ordnungsmerkmal, 

2. Vor- und Familiennamen, 

3. frühere Namen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen, Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige, letzte frühere und künftige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus 
dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, Tag des Ein- und Auszugs, 

10. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft führend 
oder nicht, zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Tag der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

11. Zahl der minderjährigen Kinder, 

12. Übermittlungssperren sowie 

13. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln: 

1. Vor- und Familienname, 

2. Tag der Geburt, 

3. Geschlecht, 

4. Anschrift, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6. Übermittlungssperren sowie 
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7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner, 
minderjährige Kinder und die Eltern minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann verlangen, dass seine 
Daten nicht übermittelt werden; er ist hierauf bei der Anmeldung nach § 9 Abs. 1 sowie mindestens 
einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
übermittelt werden. 

(3) Bei der Übermittlung muss sichergestellt sein, dass bei dem Dritten, an den übermittelt wird, 
ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. Die Feststellung hierüber wird nach § 11 
Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten der Bürger getroffen. 

§ 32   Datenübermittlung 

(1) Die Datenübermittlung nach den §§ 29 bis 31 a darf auch auf automatisiert verarbeitbaren 
Datenträgern oder durch Datenübertragung erfolgen, wenn über die Identität der anfragenden Stelle 
kein Zweifel besteht und keine Übermittlungssperre nach § 35 Abs. 2 und 3 vorliegt. § 27 Abs. 2 Satz 
2 gilt entsprechend. 

(2) Das Ministerium des Innern wird ermächtigt, durch Verordnung regelmäßige Datenübermittlungen 
der Meldebehörde an öffentliche Stellen, öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und die 
Suchdienste zuzulassen oder vorzuschreiben, wenn die Übermittlungen zur Erfüllung der in der 
Zuständigkeit der Dritten, an die übermittelt wird, liegenden Aufgaben erforderlich sind. In der 
Verordnung sind Anlass und Zweck der Übermittlung, die zu übermittelnden Daten und die Dritten, an 
die übermittelt wird, festzulegen; daneben können Form und Verfahren der Übermittlung geregelt 
werden. 

9.16 Schleswig-Holstein 

9.16.1 Meldegesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesmeldegesetz - LMG -) 
In der Fassung vom 24.06.2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 214), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

27.11.2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 737) 

Abschnitt I   Allgemeine Vorschriften 

§ 3 (zu § 2 MRRG)   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichern die Meldebehörden folgende Daten der Personen 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden folgende Daten 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  
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(…) 

2. steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, Anzahl weiterer Lohnsteuerkarten, 
Religionszugehörigkeit der Ehegattin oder des Ehegatten, Rechtsstellung und Zuordnung der Kinder, 
Vor- und Familiennamen und Anschrift der Stiefeltern sowie die Tatsache des dauernden 
Getrenntlebens bei Verheirateten) für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten, 

(…) 

(3) Die Meldebehörden dürfen auch die Herkunft der Daten im Melderegister speichern.  

Abschnitt II   Schutzrechte 

§ 8 (zu §§ 4a und § 9 MRRG)   Berichtigung und Fortschreibung von Daten 

(…) 

(4) Die Empfängerinnen und Empfänger von regelmäßigen Datenübermittlungen, soweit sie nicht 
Aufgaben der amtlichen Statistik wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, 
haben die Daten übermittelnde Meldebehörde unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete 
Anhaltspunkte für eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der übermittelten Daten vorliegen. 
Behörden oder sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren Ersuchen hin Meldedaten übermittelt 
worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 3 
bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 
der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung nicht 
entgegen, soweit sie sich auf die Angabe beschränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorliegen (§ 4 a Abs. 3 MRRG). 

(…) 

§ 9 (zu § 10 MRRG)   Löschung und Aufbewahrung von Daten  

(1) Die Meldebehörde hat gespeicherte Daten zu löschen, wenn sie zur Erfüllung der ihr obliegenden 
Aufgaben nicht mehr erforderlich sind. Das gleiche gilt, wenn ihre Speicherung unzulässig war.  

(2) Nach dem Wegzug oder dem Tod einer Person hat die Meldebehörde weiterhin folgende Daten 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise zu speichern:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 
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Abschnitt V   Datenübermittlungen 

§ 24 (zu § 18 MRRG)   Datenübermittlungen an andere Behörden oder sonstige öffentliche 
Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister  

(…) 

4. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit oder der Zuständigkeit der 
Empfängerin oder des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist. Für Übermittlungen an 
Behörden und sonstige öffentliche Stellen 

 (…) 

(4) Die Meldebehörde hat der Polizeibehörde auf Ersuchen jederzeit  

(…) 

3. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

aus dem Melderegister zu übermitteln. Hierzu hat die Meldebehörde die Daten nach Satz 1 ständig in 
einem zentralen Datenabrufverfahren bereitzuhalten; die Kosten trägt die Meldebehörde. (…)  

(5) Die Meldebehörden der Ämter dürfen den Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern 
amtsangehöriger Gemeinden auf deren Ersuchen für die Repräsentation und Organisation bei 
Veranstaltungen der Gemeinde folgende Daten von Personengruppen aus der Gemeinde übermitteln, 
für deren Zusammensetzung das Lebensalter, die Staatsangehörigkeit oder die Anschrift bestimmend 
ist:  

(…) 

3. Ordens- oder Künstlernamen, 

(…) 

§ 25 (zu § 18 MRRG)   Regelmäßige Datenübermittlungen an Behörden 

(1) Zum Zwecke der Ehrung von Altersjubilarinnen und Altersjubilaren und Ehepaaren, 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern durch die Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsidenten 
oder durch die Bundespräsidentin oder den Bundespräsidenten übermittelt die Meldebehörde dem 
Innenministerium zur Vollendung des 90., 95., 100. und jedes weiteren Lebensjahres sowie aus Anlass 
des 50., 60., 65., 70., 75. und jedes weiteren Ehejubiläums oder Lebenspartnerschaftsjubiläums 
folgende Daten der Jubilarinnen und Jubilare:  

(…) 

3. Ordens- oder Künstlernamen, 
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(…) 

 (3) Zum Zwecke der Fahndung nach Personen, die zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung gesucht 
werden, zur Aufklärung des Schicksals von Vermissten und Unfallopfern und zur Berichtigung von 
Angaben in kriminalpolizeilichen personenbezogenen Sammlungen übermittelt die Meldebehörde der 
Polizeibehörde anlässlich einer An- oder Abmeldung, Namensänderung (auch im Zusammenhang mit 
einer Eheschließung, Ehebeendigung, Begründung oder Beendigung einer Lebenspartnerschaft) und 
eines Sterbefalles folgende Daten:  

(…) 

3. Ordens- oder Künstlernamen, 

(…) 

(4) Zur Vermeidung der rechtswidrigen Zahlung von 

1. Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 
2748), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 28. März 2009 (BGBl. I S. 634), 

2. Versorgungsbezügen nach dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2495), oder nach Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, und 

3. der besonderen Zuwendung für Haftopfer nach § 17 a des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2664), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2904), 

sowie zur Feststellung der Anzahl der gültigen Behindertenausweise nach dem Sozialgesetzbuch 
Neuntes Buch (SGB IX) vom 19. Juli 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2495), übermittelt die Meldebehörde dem Landesamt für 
soziale Dienste im Falle des Todes einer Person die erforderlichen Daten. Erforderlich sind: 

(…) 

3.  

Ordens- oder Künstlernamen, 

(…) 

§ 26 (zu § 19 MRRG)   Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bei einer Anmeldung, 
Abmeldung und bei einem Sterbefall zur Erfüllung ihrer Aufgaben regelmäßig folgende Daten ihrer 
Mitglieder übermitteln:  

1. Vor- und Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Doktorgrad, 

4. Ordensnamen/Künstlernamen 
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5. Tag und Ort der Geburt, 

6. Geschlecht, 

7. Staatsangehörigkeiten, 

8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- oder Nebenwohnung, Tag des Ein- und 
Auszugs, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

9. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern: Tag 
der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

10. Zahl der minderjährigen Kinder, 

11. Übermittlungssperren sowie 

12. Sterbetag und -ort; 

das gleiche gilt bei Änderung dieser Daten. Abweichend von Satz 1 darf die Meldebehörde auf 
Ersuchen einer öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben im 
begründeten Einzelfall die Daten nach Satz 1 übermitteln. § 24 Abs. 1 Satz 6 gilt entsprechend.  

(2) Von denjenigen Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Tag der Geburt, 

3. Geschlecht, 

4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

5. gegenwärtige Anschrift, 

6. Übermittlungssperren sowie 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind die Ehegattin oder der Ehegatte, minderjährige Kinder 
oder die Eltern von minderjährigen Kindern. Die Betroffenen können verlangen, dass ihre Daten nicht 
übermittelt werden; sie sind hierauf bei der Anmeldung nach § 1170 Abs. 1 hinzuweisen. Satz 3 gilt 
nicht, soweit Daten für Zwecke der Steuererhebung der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass 
bei der Datenempfängerin oder dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen 
sind. Die Feststellung hierüber trifft das Innenministerium.  

                                                           

 

70 § 11 regelt die An- und Abmeldung. 
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§ 29 (zu § 4 MRRG)   Melderegisterauskunft an den Kirchlichen Suchdienst 

Die Meldebehörde übermittelt regelmäßig dem Kirchlichen Suchdienst zur Erfüllung seiner Aufgaben 
von den Personen, die aus den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten 
Gebieten stammen, aus Anlass einer Anmeldung folgende Daten:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. frühere Namen, 

4. Tag und Ort der Geburt, 

5. gegenwärtige Anschrift, 

6. Anschrift am 1. September 1939. 

9.16.2 Schleswig-Holsteinisches Gesetz zum Schutz personenbezogener  
Informationen (Landesdatenschutzgesetz - LDSG -) 

Vom 09.02.2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 169), zuletzt geändert durch Gesetz vom 06.04.2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 125) 

Abschnitt II   Zulässigkeit der Datenverarbeitung  

§ 11   Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist zulässig, wenn 

1. die oder der Betroffene eingewilligt hat, 

2. dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt, 

3. sie zur rechtmäßigen Erfüllung der durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben der 
datenverarbeitenden Stelle erforderlich ist oder 

4. sie zur Wahrung lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person erforderlich ist. 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die allgemein zugänglichen Quellen entnommen 
werden können, sowie von Daten, die die Betroffenen selbst zur Veröffentlichung bestimmt haben, ist 
über die Fälle von Absatz 1 hinaus zulässig, soweit schutzwürdige Belange der Betroffenen nicht 
beeinträchtigt sind. 

(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten über die rassische oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen, die Gewerkschaftszugehörigkeit, die 
Gesundheit oder das Sexualleben sowie von Daten, die einem besonderen Berufs- oder 
Amtsgeheimnis unterliegen, ist nur zulässig, soweit 

1. die oder der Betroffene eingewilligt hat, 

2. die Voraussetzungen des § 17 Abs. 5 oder der §§ 22 bis 24 vorliegen, 

3. andere Rechtsvorschriften sie erlauben, 
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4. sie zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder eines Dritten erforderlich ist, 
sofern die Person aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu 
geben, 

5. sie sich auf Daten bezieht, die die oder der Betroffene selbst öffentlich gemacht hat, 

6. sie zur Geltendmachung rechtlicher Ansprüche vor Gericht erforderlich ist oder 

7. sie für die Abwehr von Gefahren für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder vergleichbare 
Rechtsgüter erforderlich ist. 

Satz 1 gilt entsprechend für Daten über strafbare Handlungen und Entscheidungen in Strafsachen. 

(4) Die Datenverarbeitung soll so organisiert sein, dass bei der Verarbeitung, insbesondere der 
Übermittlung, der Kenntnisnahme im Rahmen der Aufgabenerfüllung und der Einsichtnahme, die 
Trennung der Daten nach den jeweils verfolgten Zwecken und nach unterschiedlichen Betroffenen 
möglich ist. Sind personenbezogene Daten in Akten derart verbunden, dass ihre Trennung nach 
erforderlichen und nicht erforderlichen Daten auch durch Vervielfältigung und Unkenntlichmachung 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, so sind auch die Kenntnisnahme, die 
Weitergabe innerhalb der datenverarbeitenden Stelle und die Übermittlung der Daten, die nicht zur 
Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich sind, zulässig, soweit nicht schutzwürdige Belange der 
oder des Betroffenen überwiegen. Die nicht erforderlichen Daten unterliegen insoweit einem 
Verwertungsverbot. 

(5) Die Absätze 3 und 4 finden keine Anwendung, wenn die Datenverarbeitung 

1. durch die Verfassungsschutzbehörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfolgt, 

2. der Gefahrenabwehr dient, 

3. der Strafverfolgung dient oder 

4. der Steuerfahndung dient. 

Absatz 3 Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Datenverarbeitung der Gesundheitsvorsorge, der 
medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung oder Behandlung oder der Verwaltung von 
Gesundheitsdiensten dient und die Verarbeitung der Daten durch ärztliches Personal oder sonstige 
Personen, die einer der ärztlichen Schweigepflicht entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen, 
erfolgt. 

(6) Pseudonymisierte Daten dürfen nur von solchen Stellen verarbeitet werden, die keinen Zugriff auf 
die Zuordnungsfunktion haben. Die Übermittlung pseudonymisierter Daten ist zulässig, wenn die 
Zuordnungsfunktion im alleinigen Zugriff der übermittelnden Stelle verbleibt. 

Abschnitt IV   Besondere Zwecke der Datenverarbeitung  

§ 25    

(weggefallen) 
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9.17 Thüringen 

9.17.1 Thüringer Datenschutzgesetz (ThürDSG) 
Neufassung vom 13.01.2012 (GVBl. GVBl. 2012, 27) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen  

§ 4   Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung 

(1) Die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn dieses Gesetz oder 
eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet oder soweit der Betroffene eingewilligt hat. Im 
Falle der Einwilligung ist die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten nur zulässig, 
wenn dies zur Erfüllung anerkannter Zwecke erforderlich ist. 

(1a) Eine Verknüpfung personenbezogener Daten aus verschiedenen Erhebungen ist nur dann zulässig, 
wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben der Daten verarbeitenden oder nutzenden Stelle erforderlich ist, 
sie den der ursprünglichen Erhebung zugrunde liegenden Verwendungszweck nicht verändert oder 
ausweitet und schutzwürdige Belange des Betroffenen dem nicht entgegenstehen. 

(2) Einwilligung ist die auf freiwilliger Entscheidung beruhende Willenserklärung des Betroffenen, 
einer bestimmten, seine personenbezogenen Daten betreffenden Verarbeitung oder Nutzung 
zuzustimmen. 

 (…) 

(5) Das Verarbeiten oder Nutzen von personenbezogenen Daten, aus denen die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen oder die 
Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie von Daten über Gesundheit oder Sexualleben 
(besonders geschützte Daten) ist nur zulässig, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies ausdrücklich vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2. die Betroffenen eingewilligt haben, wobei sich die Einwilligung ausdrücklich auf diese Daten 
beziehen muss, 

3. es zum Schutz lebenswichtiger Interessen Betroffener oder Dritter erforderlich ist, sofern die 
Betroffenen aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande sind, ihre Einwilligung zu geben, 

4. es sich um Daten handelt, die Betroffene offenkundig öffentlich gemacht haben, 

5. es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung erforderlich ist, 

6. es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse 
an dem Abschluss des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der 
Verarbeitung oder Nutzung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann, 

7. es erforderlich ist, um den Rechten und Pflichten der öffentlichen Stellen auf dem Gebiet des 
Dienst- und Arbeitsrechts Rechnung zu tragen, oder 

8. es zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung 
oder Behandlung oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die 
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Verarbeitung dieser Daten durch ärztliches Personal oder durch sonstige Personen erfolgt, die einer 
entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen. § 27 bleibt unberührt. 

(6) Begründet der Betroffene schriftlich, dass der rechtmäßigen Verarbeitung oder Nutzung seiner 
Daten schutzwürdige, sich aus seiner besonderen persönlichen Lage ergebende Interessen 
entgegenstehen, ist die Verarbeitung oder Nutzung aufgrund dieses Gesetzes nur zulässig, nachdem 
eine Abwägung im Einzelfall ergeben hat, dass seine Gründe hinter dem Interesse an der Verarbeitung 
oder Nutzung zurückstehen müssen. Dem Betroffenen ist das Ergebnis mit Begründung schriftlich 
mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvorschrift die Verarbeitung oder Nutzung zwingend 
anordnet. 

(7) Die Absätze 5 und 6 gelten nicht für 

1. das Landesamt für Verfassungsschutz im Rahmen seiner Aufgabenstellung nach § 2 des Thüringer 
Verfassungsschutzgesetzes (ThürVSG) vom 29. Oktober 1991 (GVBl. S. 527) in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. Behörden der Gefahrenabwehr, der Strafverfolgung, des Justizvollzugs und der Gerichts- und 
Bewährungshilfe sowie 

3. Gerichte, sofern die Verarbeitung personenbezogener Daten in nicht automatisierten Dateien 
erfolgt. 

Dritter Abschnitt   Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

§ 21   Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an andere öffentliche Stellen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder des Dritten liegenden 
Aufgaben erforderlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 20 zulassen würden. 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die 
Verantwortung. In diesem Falle prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im 
Rahmen der Aufgaben des Dritten liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der 
Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 

(3) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, darf die übermittelten Daten nur für den Zweck 
verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt worden sind. Eine Verarbeitung oder 
Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 zulässig. 

(4) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere 
personenbezogene Daten des Betroffenen oder eines Dritten in Akten so verbunden, dass eine 
Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser 
Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des Betroffenen oder eines Dritten an deren 
Geheimhaltung überwiegen; eine Nutzung dieser Daten ist unzulässig. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn personenbezogene Daten innerhalb der Daten 
verarbeitenden Stelle weitergegeben werden oder wenn personenbezogene Daten von einer anderen 
öffentlichen Stelle im automatisierten Verfahren abgerufen werden. 
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(6) Der Betroffene ist über die Übermittlung zu informieren; § 19 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend. 

Vierter Abschnitt   Besondere Bestimmungen 

§ 27   Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

Personenbezogene Daten dürfen in entsprechender Anwendung des § 21 von der Daten verarbeitenden 
Stelle an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften übermittelt werden, wenn 
sichergestellt ist, dass beim Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen sind. 

§ 31   Verarbeitung personenbezogener Daten aus ehemaligen Einrichtungen 

(1) Abweichend von § 20 Abs. 1 ist das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbezogener Daten 
aus ehemaligen Einrichtungen durch die in § 30 Abs. 1 genannten Daten verarbeitenden Stellen 
zulässig, soweit 

1. die Kenntnis der Daten zur rechtmäßigen Erfüllung einer in der Zuständigkeit dieser Stellen 
liegenden Aufgabe erforderlich ist, 

2. die erneute Erhebung dieser Daten einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellt, 

3. der Betroffene der Verarbeitung oder Nutzung nicht nach § 32 widersprochen hat und 

4. die Zuständigkeit und Verantwortlichkeit der Daten verarbeitenden Stellen eindeutig bestimmt ist. 

Satz 1 gilt nicht für eine Verwendung der Daten zum Nachteil des Betroffenen, wenn anzunehmen ist, 
dass sie unter Verstoß gegen die Menschenwürde erhoben worden sind. 

(2) Personenbezogene Daten, deren Verarbeitung und Nutzung nach Absatz 1 zulässig ist, gelten als 
für den nach Absatz 1 Nr. 1 bestimmten Zweck erstmalig eingespeichert. 

§ 32   Widerspruchsrecht 

(1) Der Betroffene kann der Verarbeitung und Nutzung seiner personenbezogenen Daten 
widersprechen, wenn die Daten ohne seine Mitwirkung durch eine ehemalige Einrichtung erhoben 
oder gespeichert wurden und die Daten nach geltendem Recht nicht ohne seine Mitwirkung erhoben 
werden dürfen oder wenn anzunehmen ist, dass sie unter Verstoß gegen die Menschenwürde erhoben 
worden sind. 

 (…) 

Fünfter Abschnitt   Überwachung des Datenschutzes bei öffentlichen Stellen  

§ 35   Bestellung des Landesbeauftragten für den Datenschutz 

(1) Der Landtag wählt den Landesbeauftragten für den Datenschutz mit mehr als der Hälfte der 
gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder. Der Gewählte ist vom Präsidenten des Landtags zu ernennen. 

 (…) 

(3) Der Präsident des Landtags verpflichtet den Landesbeauftragten für den Datenschutz vor dem 
Landtag, sein Amt gerecht und unparteiisch zu führen, das Grundgesetz und die Verfassung des 
Freistaats Thüringen sowie die Gesetze zu wahren und zu verteidigen. Der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz leistet vor dem Präsidenten des Landtags folgenden Eid: 
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„Ich schwöre, mein Amt gerecht und unparteiisch getreu dem Grundgesetz, der Verfassung des 
Freistaats Thüringen und den Gesetzen zu führen und meine ganze Kraft dafür einzusetzen, so wahr 
mir Gott helfe.“ 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

(…) 

9.17.2 Thüringer Gesetz über das Meldewesen  
(Thüringer Meldegesetz – ThürMeldeG -) 

Vom 26.10.2006 (GVBl. S. 525), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
21.12.2011 (GVBl. S. 530) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 3   Speicherung von Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 Abs. 1 speichern die Meldebehörden folgende Daten des 
Einwohners einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im 
Melderegister:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

10. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, 

(…) 

(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden folgende Daten 
einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise:  

(…) 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkarten steuerrechtliche Daten (Steuerklasse, Freibeträge, 
rechtliche Zugehörigkeit des Ehegatten zu einer Religionsgesellschaft, Rechtsstellung und Zuordnung 
der Kinder, Vor- und Familiennamen sowie Anschrift der Stiefeltern), 

 (…) 

§ 4   Ordnungsmerkmale 

(1) Die Meldebehörden dürfen die Melderegister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen führen. Diese 
dürfen die in § 3 Abs. 1 Nr. 6 und 7 genannten Daten enthalten. 

(2) Die Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an Behörden, öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften und sonstige öffentliche Stellen übermittelt werden. Soweit 
Ordnungsmerkmale nach Absatz 1 Satz 2 personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur 
übermittelt werden, wenn dem Empfänger auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen 
personenbezogenen Daten übermittelt werden dürfen. Der Empfänger darf die Ordnungsmerkmale 
außer an die jeweilige Meldebehörde nicht weiter übermitteln. § 28 Abs. 8 Satz 1 und 2 gilt 
entsprechend. 
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(…) 

Zweiter Abschnitt   Schutzrechte 

§ 10   Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, so hat es die Meldebehörde von Amts wegen 
oder auf Antrag des Betroffenen zu berichtigen oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der 
Fortschreibung sind unverzüglich diejenigen Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen zu 
unterrichten, denen im Rahmen regelmäßiger Datenübermittlungen unrichtige oder unvollständige 
Daten übermittelt worden sind. 

 (…) 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen haben, soweit sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik 
wahrnehmen oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, die Meldebehörden unverzüglich 
zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öffentliche Stellen, denen auf deren Ersuchen hin Meldedaten 
übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. 
Absatz 2 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungspflichten, insbesondere das Steuergeheimnis 
nach § 30 der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse stehen der 
Unterrichtung nach den Sätzen 1 und 2 nicht entgegen, soweit sich diese auf die Angabe beschränkt, 
dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten 
vorliegen. 

 (…) 

Dritter Abschnitt   Meldepflichten 

§ 17   Datenerhebung, Anmeldebestätigung und Meldeschein 

(…) 

(2) Der Meldepflichtige erhält eine kostenfreie schriftliche Anmeldebestätigung, die folgende Daten 
enthalten darf:  

(…) 

4. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

§ 24   Beherbergungsstätten 

(1) Wer in Einrichtungen, die der gewerbs- oder geschäftsmäßigen Aufnahme von fremden Personen 
dienen (Beherbergungsstätten), für nicht länger als zwei Monate aufgenommen wird, unterliegt nicht 
der allgemeinen Meldepflicht nach § 13 Abs. 1 und 2. Sobald der Aufenthalt die Dauer von zwei 
Monaten überschreitet, hat sich der Betreffende innerhalb einer Woche bei der Meldebehörde 
anzumelden. 

(2) Die nach Absatz 1 Satz 1 beherbergten Personen haben am Tage der Ankunft einen besonderen 
Meldeschein (§ 25 Abs. 2) handschriftlich auszufüllen und zu unterschreiben. Mitreisende Ehegatten 
oder Lebenspartner können auf dem Meldeschein, der von einem von ihnen auszufüllen und zu 
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unterschreiben ist, gemeinsam aufgeführt werden. Minderjährige Kinder in Begleitung eines 
Personensorgeberechtigten sind nur der Zahl nach anzugeben. Bei Reisegesellschaften von mehr als 
zehn Personen trifft die Verpflichtung nach Satz 1 nur den Reiseleiter; er hat die Mitreisenden der 
Zahl nach unter Angabe ihrer Staatsangehörigkeit anzugeben. 

(3) Nimmt eine Person, die bereits einen besonderen Meldeschein nach Absatz 2 Satz 1 
handschriftlich ausgefüllt und unterschrieben hat, innerhalb von zwei Jahren erneut Unterkunft in der 
Beherbergungsstätte, so genügt es, wenn sie einen mit den Angaben nach § 25 Abs. 2 anderweitig 
ausgefüllten Meldeschein eigenhändig unterschreibt. Dies gilt nur, wenn die Verantwortlichen der 
Beherbergungsstätte sicherstellen, dass neben dem von der beherbergten Person nur unterschriebenen 
Meldeschein auch stets der von ihr handschriftlich ausgefüllte und unterschriebene Meldeschein für 
die Polizei bereitgehalten wird; gleiches gilt für weitere Aufnahmen, sofern die Aufnahme jeweils 
innerhalb von zwei Jahren erfolgt. 

(4) Beherbergte Ausländer, die nach Absatz 2 Satz 1 und 2 namentlich auf dem Meldeschein 
aufzuführen sind, haben sich bei der Anmeldung gegenüber dem Leiter der Beherbergungsstätte oder 
seinem Beauftragten durch die Vorlage eines gültigen Identitätsdokuments auszuweisen. 

 (…) 

(6) Die Absätze 2 bis 4 gelten nicht für  

(…) 

4. Niederlassungen von Orden und Exerzitienhäusern der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 

Vierter Abschnitt   Datenübermittlungen 

§ 28   Datenübermittlung an andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen 

(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus 
dem Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer 
Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist:  

(…) 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

(…) 

(3) Die Datenübermittlung darf, wenn keine Übermittlungssperre nach § 29 Abs. 2 Satz 3 oder § 3171 
Abs. 7 und 8 vorliegt, auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern und, soweit sich die öffentliche 
Stelle mittels qualifizierter elektronischer Signatur nach dem Signaturgesetz ausweist oder sichere 
Verwaltungsnetze nutzt, durch Datenübertragung erfolgen. § 972 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.  

                                                           

 

71 § 31 regelt die Melderegisterauskunft. 
72 § 9 regelt die Auskunft an den Betroffenen. 
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§ 29   Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 28 Abs. 1 
genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder 
übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem 
Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft 
führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern den Tag der Eheschließung oder 
der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Anzahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort. 

(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln:  

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6. Übermittlungssperren, 

7. Sterbetag. 

Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern 
minderjähriger Kinder. Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er 
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ist hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 sowie mindestens einmal jährlich durch öffentliche 
Bekanntmachung hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts 
der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen worden sind. Das für 
das Meldewesen zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem für Religionsgesellschaften 
zuständigen Ministerium auf Antrag der betroffenen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
feststellen, ob der Datenempfänger die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt.  

(4) § 28 Abs. 3 gilt entsprechend.  

10.  Denkmalschutz und Landesentwicklung 

10.1 Bundesrepublik Deutschland 

Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung  
(Kulturgüterschutzgesetz – KultSchG) 

Vom 06.08.1956 (BGBl. I S. 501), in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.07.1999 
(BGBl I S. 1754), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.05.2007 (BGBl. I S. 757) 

Vierter Abschnitt   Ergänzungs- und Schlußvorschriften 

§ 19   [Kulturgut und Archivgut im Eigentum der Kir chen] 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Kulturgut und Archivgut, das im Eigentum der Kirchen 
oder einer anderen als Körperschaft des öffentlichen Rechtes anerkannten Religionsgesellschaft sowie 
deren kirchlich beaufsichtigten Einrichtungen und Organisationen steht, soweit durch eigene 
öffentlich-rechtliche Vorschriften die Veräußerung wertvollen Kultur- und Archivgutes von der 
Genehmigung einer aufsichtführenden kirchlichen Stelle oder auf Grund gesetzlicher Vorschriften von 
der Genehmigung einer staatlichen Stelle abhängig gemacht worden ist. Jedoch muß vor der 
Entscheidung über die Veräußerungsgenehmigung eine sachverständige Stelle unter den 
Gesichtspunkten dieses Gesetzes gehört werden. 

(2) Die Kirchen und die als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannten 
Religionsgemeinschaften können in ihrem Eigentum stehendes Kulturgut im Sinne dieses Gesetzes 
sowie Archivgut zur Aufnahme in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes anmelden. Über 
die Aufnahme entscheidet die oberste Landesbehörde nach diesem Gesetz. 


